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JESUS GEWÄHRT JENEN, die sich auf seine und auf Gottes Solidari­
tät einlassen, Anteil an seinem eigenen Gottesverhältnis. Damit 
ist für die Nachfolgenden das diese zuvor von Gott Trennende 

überwunden, eine neue Identität gestiftet und ihre Beziehung zur Welt 
geheilt. Und das heißt mit anderen Worten: Durch das von Jesus er­
öffnete neue Gottesverhältnis geschieht Versöhnung: die Versöhnung 
des Menschen mit Gott, mit sich selbst und mit der Welt. Es geschieht 
- mit der Metapher vom Sieg über die Mächte gesprochen - durch die 
Vergegenwärtigung Gottes die Entdämonisierung der Welt, in der die 
Menschen sich wieder ohne Ängste zu bewegen vermögen. 

Das Kreuz wird für uns Christinnen und Christen zum Zeichen der So­
lidarität: der Solidarität Gottes, der Solidarität Jesu von Nazaret und 
unserer eigenen Solidarität. Als Zeichen unserer eigenen Solidarität 
kann es des näheren ein Dreifaches symbolisieren: zunächst unseren 
solidarischen Widerstand gegen Unrecht; des weiteren unser solidari­
sches Inkaufnehmen von Opfern unsererseits, weil ohne sie die Unter­
brechung der Gewaltspirale nicht zu haben sein wird; und zum dritten 
symbolisiert das Kreuz unsere Hoffnung, unsere Hoffnung nämlich, 
daß solidarischer Einsatz nicht vergeblich ist. Dieses dritte Moment 
des Kreuzes nennt Dorothee Sölle Auferstehung, «den Schritt über 
den Tod hinaus, den die Objekte der Aggression zu erwarten haben. 
Auch hier ist», immer nach D. Sölle, «die herkömmliche Theologie, 
die die Auferstehung oft zu einer speziellen Rettungsaktion für Jesus 
macht, zu kritisieren. Die Gewißheit des Lebens, die Unzerstörbarkeit 
der Sache, für die Jesus und die mit ihm ihr Leben gaben, hat sich in 
den realen geschichtlichen Bedingungen der Jesusbewegung manife­
stiert. Die Römer haben es eben mit ihrer ganzen Armee nicht ge­
schafft, Jesu Lebendigkeit zu vernichten. Jesu Tod am Kreuz war nicht 
das Ende seines Weges, sondern der wunderbare Beginn der Königs­
herrschaft Gottes auf dieser Welt. Die Senfkörner der Gerechtigkeit 
tauchten nun ganz schnell überall im römischen Reich auf.» 

Pietro Selvatico 

Pietro Selvatico, Versöhnung als Gabe Gottes und Aufgabe der Kirchen, in: Felix Senn, Hrsg., Wider­
stehen und Befreien. Versöhnung in friedlosen Verhältnissen. Eine Handreichung zur Weiterarbeit am 
Thema der Zweiten Europäischen Ökumenischen Versammlung in Graz 1997. Luzern 1998,57-69,63f. 
Pietro Selvatico trug diesen Text, aus dem die oben zitierte Passage stammt, bei der Tagung «Wider 
die schweigende Anpassung. Praxis der Versöhnung in friedlosen und ungerechten Verhältnissen» zur 
Nachbearbeitung der Zweiten Europäischen Ökumenischen Versammlung: in,Wislikofen (30. und.31. 
August 1997) vor. ZusammenTnit den.Referaten von Christa Springè,.LukasVischër,.Reinhild.Traitler 
und Urs Eigenmann, mit einem Vorschlag zur Weiterarbeit von Felix Senn und einer Sammlung von 
Dokumenten der Zweiten Europäischen Ökumenischen Versammlung erinnert er. an einen ökume­
nisch und theologisch bedeutsamen Prozeß, dessen Absichten und Ziele noch weitgehend uneingelöst 
sind. Herausgeber und Verlag widmeten den Band Pietro Selvatico, der am 17. August 1997 seinen 65. 
Geburtstag feiern konnte. Pietro Selvatico zitiert am Ende Dorothee Sölle (Art. Kreuz IV., in: Elisabeth 
Gössmann u.a., Wörterbuch der feministischen Theologie. Gütersloh 1991,233-236,236). 
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«... befreiend von Gott sprechen...» 
Im Gedenken an P. Pietro Selvatico SJ (17. August 1932 - 19. April 2008)* 

Unser Redaktionsmitglied P. Pietro Selvatico starb am 19. April 
2008 nach kurzer, aber schwerer Krankheit im 76. Altersjahr in 
Fribourg. Noch zu Beginn des Jahres nahm er an den Redaktions­
sitzungen teil. Er hatte seine Mitarbeit bei der «Orientierung» als 
ständiger Mitarbeiter 1978 aufgenommen und wurde 1991 neben 
seiner Tätigkeit, ab 1970 als Lehrbeauftragter und ab 1991 als 
Professor für Systematische Theologie (Fundamentaltheologie 
und Theologische Propädeutik) in Fribourg Mitglied der Redak­
tion. Vorbereitet auf diese Tätigkeiten war er durch philosophi­
sche Studien an der ordensinternen Hochschule für Philosophie 
in München-Pullach und das Theologiestudium in Rom und Fri­
bourg, das er mit der Dissertation «Glaubensgewißheit. Eine Un­
tersuchung zur Theologie von Gerbard Ebeling» 1976 abschloß. 
Pietro Selvatco wußte seine Konzeptionen und Anliegen auf­
grund disziplinierter Vorarbeit mit Insistenz zu vertreten, was wir 
in der langjährigen Redaktionsarbeit zu schätzen und manchmal 
auch zu fürchten wußten. 
Pietro Selvatico zitiert in seiner Dissertation «Glaubensgewiß­
heit. Eine Untersuchung zur Theologie von Gerhard Ebeling» 
einen Satz Gerhard Ebelings, der die von ihm in den vergange­
nen vierzig Jahren geleistete Arbeit gut beschreibt: «In der Zeit 
der selbstverständlichen Öffentlichkeitsgeltung des christlichen 
Glaubens legitimierten weltanschauliche Vorgaben und festste­
hende Autoritätsverhältnisse den Anspruch des Wortes Gottes. 
Jetzt dagegen muß das Reden von Gott sich selbst die Geltung 
verschaffen, die es beansprucht. Autorität wird nun eine Frage 
der Urheberschaft von Evidenz und Achtung.» Den Anspruch 
Gottes, den Menschen zu deuten, in unserer Zeit überhaupt ver­
ständlich zu machen und auch zu begründen, in seinem Sinnge­
halt zu erschließen und so den Menschen den Glauben an Jesus 
Christus zu ermöglichen, das war die Triebfeder seines Arbeitens. 
Gleichzeitig war ihm - wiederum mit G. Ebeling - wichtig zu zei­
gen, daß in Jesus selber der Glaube zur Sprache gekommen ist, 
Jesus als den Zeugen des Glaubens, der zum Glauben ruft und 
zum Glauben erweckt, zu begreifen. 
Hervorgehoben seien insbesondere zwei Aspekte des theologi­
schen Denkens und Arbeitens von Pietro Selvatico: Wichtig war 
ihm einmal das geschichtliche Denken, weil zeitlose Metaphysik 
die volle Wahrheit und Wirklichkeit nicht zu erschließen ver­
mag. Das hieß für ihn aber in keiner Weise, die Vergangenheit 
einfach beiseite zu schieben, sondern vielmehr das reiche Erbe 
der Vergangenheit mit der heutigen Situation zu konfrontieren 
und daraus Erkenntnisgewinne zu schöpfen. Seine Option für 
Karl Rahner steht in diesem Zusammenhang. Zweitens gehörte 
für ihn Ökumene sowohl als Gegenstand der wissenschaftlichen 
Reflexion wie auch als gelebte Praxis ins Zentrum der Theolo­
gie. Wer Theologie nicht ökumenisch verstand, der betrieb für 
ihn keine Theologie. Pietro Selvatico hat jahrelang am Ökume­
nischen Institut der Universität Fribourg gearbeitet und wissen­
schaftliche und persönliche Kontakte mit dem Ökumenischen 
Zentrum Bossey gepflegt. Er war Mitglied der entsprechenden 
Gremien der Schweizerischen Bischofskonferenz und engagierte 
sich in der internationalen Arbeitsgruppe für Ökumene inner­
halb des Jesuitenordens. 
Als Mitbruder von Pietro Selvatico seit seinen ersten Ordensjah­
ren - er war 1953 in die Gesellschaft Jesu eingetreten - weiß ich, 
daß er auch kulturell und musisch ein sehr begabter Mensch war. 
Wir haben zusammen Choral gesungen, er war ein ausgezeichne­
ter Choralmagister und ein guter Geigenspieler. Im Philosophie-

* Im folgenden dokumentieren wir von den während der Trauerfeier 
am 24. April 2008 in der Kapelle Notre-Dame de la Route (Villars-sur-
Glâne)gehaltenen Ansprachen einen gekürzten Abschnitt aus der Ge­
dächtnisrede von P. Superior Josef Bruhin und im Wortlaut die Rede von 
Felix Senn, Studienleiter der «theologiekurse.ch"» (Zürich), einem ehema­
ligen Schüler und Doktoranden von Pietro Selvatico. 

Studium war er Verantwortlicher für die Filmvorführungen für 
eine mehr als hundertfünzig Mitglieder zählende Kommunität, 
wobei er stetig bemüht war, an die aktuellen wertvollen Filme 
heranzukommen, was im München der fünfziger Jahre noch nicht 
so leicht war. Im Gymnasium und Internat in Feldkirch war er in 
den drei Jahren seiner Präfektentätigkeit jeweils eine der Haupt­
personen für die Gestaltung der jährlichen Buchausstellungen, die 
für Eltern und Schüler veranstaltet wurden. - Und noch etwas sei 
gewiß nicht vergessen: Als Mitbrüder waren wir immer angetan 
und dankbar für seine stete Freundlichkeit, seinen ansteckenden 
Optimismus und seine große Hilfsbereitschaft, vor allem auch für 
die älteren und kranken Mitbrüder. Josef Bruhin 

D er Verstorbene Pater Pietro Selvatico war mit Leib und 
Seele Lehrer der Theologie. Wer immer ihn im Laufe seiner 

mehr als 30jährigen Lehrtätigkeit in der Vorlesung erlebte, wurde 
wachgerüttelt, in einen Denkprozeß hineinverwickelt über exi-
stenzielle Grundfragen des Glaubens und über aufregende Ge­
dankengänge der traditionellen und der neueren Theologie. Und 
wer dranblieb und sich der Auseinandersetzung offen stellte, der 
oder die merkte bald, daß hier nicht nur spannende theologische 
Debatten geführt wurden - das natürlich auch - , aber mehr noch, 
daß langsam auch der eigene Glaube und die eigene Spiritualität 
sich transformierten, überraschend neue Nahrung erhielten und 
auf ein solideres Fundament zu stehen kamen. Bis heute höre ich 
von ehemaligen Fribourger Studierenden unterschiedlicher Ge­
nerationen, wie prägend für sie Pietro Selvatico war. Ganz ähnlich 
reagierten viele jener etwa 180 Frauen und Männer, die nach sei­
ner Emeritierung im Studienjahr 2004/05 im Studiengang Theolo­
gie (ehemals Theologiekurs für Laien TKL) bei Pietro Selvatico 
die Christologie besucht haben. Das kommt nicht von ungefähr, 
denn Pietro war ein begnadeter theologischer Lehrer mit einigen 
herausragenden Fähigkeiten, die heute erinnert gehören: Da ist 
einmal sein stetes Bemühen, die existenziellen Fragen und Nöte 
der Studierenden ernst zu nehmen und sie zum Ausgangspunkt 
seiner theologischen Reflexion in den Vorlesungen zu machen. 
In diesem Zusammenhang hatte Pietro eine stupende Empathie 
in seine Studierenden - weit über die Vorlesungen hinaus. Seine 
Anteilnahme an persönlichen Sorgen war dabei nie gespielt, son­
dern immer echt, authentisch und kam spürbar von Herzen. 
Zudem war Pietro ein äußerst wacher Zeitgenosse. Seine Beob­
achtungen des Zeitgeschehens in der Gesellschaft und zumal in 
der Kirche weltweit und schweizweit flössen ein in sein theolo­
gisches Lehren. 

Auf diesem Hintergrund erschließt sich sein theologischer 
Ansatz. Es ist zwar heute nicht die Zeit, diesen umfassend 

zu würdigen. Aber soviel muß sein: Pietro betrieb konsequent 
eine induktive Theologie, eine «kontextuell Theologie von un­
ten» sozusagen, die bei den Sorgen und Nöten der Gläubigen und 
den Fragen der Zeit ansetzte. Theologische Ansätze von oben wa­
ren seine Sache nicht. Ein deduktives Vorgehen, welches etwa aus 
ewigen Wahrheiten direkt Konsequenzen für die Glaubenspraxis 
ableiten zu können vermeint, war ihm suspekt. Die Entwicklun­
gen in den letzten Jahrzehnten innerhalb der «sapientialen Theo­
logie des Lehramtes», wie er diese nannte, bereiteten ihm Sorge. 
Er bedauerte zutiefst die offensichtlichen Rückschritte hinter 
manche Errungenschaft des Zweiten Vatikanischen Konzils. Er 
wehrte sich energisch gegen einen dogmatistischen Standpunkt, 
der gewisse Fragen ängstlich nicht zulassen will. Er rang um Ent-
rümpelung des Glaubens von unhinterfragten Mythologemen 
und versuchte der mythischen Redeweise mit einer differenzier­
ten Metapherntheorie einen tieferen symboltheologischen Sinn 
abzuringen. 
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Geschult an der evangelischen Theologie, besonders der Bult-
mannschule und an Gerhard Ebeling, und katholischerseits 

insbesondere geprägt von Karl Rahner, betrieb er eine weite, of­
fene, ökumenische Theologie. Von daher kam auch seine inter­
disziplinäre Arbeitsweise. So suchte er einen radikal biblischen 
Zugang zur systematischen Theologie. Der neueste Befund der 
Bibelwissenschaften gab seiner Fundamentaltheologie und Dog­
matik stets neue Fragen auf, denen er sich nie entzog. Im Laufe 
der Zeit ließ er sich immer unbefangener und intensiver ein auf 
neue Strömungen wie die Theologie der Befreiung oder die fe­
ministische Theologie. (In der nämlichen Zeitung, in der Pietros 
Todesanzeige stand, wurde - welch ein Zusammentreffen - fast 
ganzseitig vom Wahlsieg Fernando Lugos in Paraguay berichtet 
und eine Rückkehr der Befreiungstheologie seit der Verurteilung 
Jon Sobrinos vor Jahresfrist festgestellt. Pietro hätte sich darüber 
gefreut, hat er doch die Theologie seines Mitbruders Sobrino in­
tensiv studiert und unterstützt.) 
In den letzten Lebensjahren hat er fast seine gesamte Arbeits­
kraft der Christologie, dem Zentraltraktat der Dogmatik, gewid­
met. Er hat dazu auch ein Skript für den Studiengang Theologie 
verfaßt, das er in der kommenden Zeit noch ergänzen und anrei­
chern wollte. Dies war ihm nun nicht mehr vergönnt. Aber sein 
Text zeigt, wie radikal er hier wiederum eine Christologie von 
unten verfolgte. 

All das konnten wir von ihm theologisch lernen. Lernen konn­
ten wir aber auch von seiner Methode. Sein bohrendes Wei­

terfragen, wo andere sich schon längst mit vorläufigen Antworten 
zufriedengegeben hätten, war für uns und für viele ein Erlebnis. 
Dies konnte gut und gerne in langen Nikodemusgesprächen 

gipfeln. Dabei beeindruckte uns in allen Debatten die schier 
unermüdliche, unglaublich wache Präsenz und Aufmerksamkeit 
von Pietro. 
Lernen konnten wir auch von seiner Gradlinigkeit. Nie hat er sich 
um heiße Eisen in Theologie und Kirche herumgemogelt, son­
dern diese immer frontal angepackt. Das machte ihn authentisch. 
Er ärgerte sich darüber, daß viele sich dem Frieden zuliebe oder 
aus Karriere- oder sonstigen Gründen zu gewissen Fragen nicht 
äußerten. 
So war er denn im Wortsinn ein Professor, auch wenn er den Ti­
tel offiziell erst spät erhalten hat. Für uns Studierende war er es 
schon längst, denn wir lernten ihn kennen als einen, der sich das 
Grundwort «profiteri» einverleibt hatte: laut und öffentlich er­
klären, an den Tag legen, bekennen (wie Kluges etymologisches 
Wörterbuch übersetzt). Mit seiner ganzen Person stand Pietro 
Selvatico hinter dem, was er lehrte - mit innerem Feuer, mit einer 
geerdeten und weltoffenen Spiritualität. Das machte ihn glaub­
würdig und zu einem großen theologischen Lehrer. 
Wir, die wir von ihm lernen durften, sind dankbar dafür, daß er 
uns geschenkt war. Und wir sind traurig, lieber Pietro, denn Du 
hinterläßt eine schmerzliche Lücke. Du wirst uns fehlen an al­
len Ecken und Enden, besonders in diesen nostalgischen Zeiten 
in der Kirche, in denen wieder alle Wege nach Rom zu führen 
scheinen. 
Aber Pietro, Du wirst weiterleben unter uns, wenn wir das, was 
wir an Dir erleben und von Dir lernen durften, auch selber tun: 
wenn wir selber so ernsthaft und bohrend, so sorgfältig und ge­
erdet, so existenziell und empathisch, so mutig und engagiert, so 
authentisch und glaubwürdig Theologie zu treiben versuchen, wie 
Du es uns vorgeführt hast. Felix Senn, Zürich 

Wahrheitssuche und Selbsterkenntnis 
Der Schriftsteller Günter de Bruyn als Zeitgenosse im Widerspruch 

Bereits die Ausgangslage ist verzwickt: Günter de Bruyn wird in 
eine spannungsreiche Welt hineingeboren. Ihre gegensätzlichen 
Pole heißen Preußentum und Katholizismus. «Im Erzählreper­
toire meiner Mutter», berichtet der Autor in seiner Zwischenbi­
lanz, «fehlte seltsamerweise die Hochzeitsfeier, erwähnt wurde 
aber die Tatsache, daß weder ihr Vater, der Briefträger, noch ihr 
Schwiegervater, ein Schauspieler, mit der Heirat zufrieden war. 
Dem preußischen Postbeamten war ein bayerischer, katholischer, 
ungedienter und auswanderungswilliger Schwiegersohn unerträg­
lich; dem Schauspieler dagegen, der aus einstmals vornehmer Fa­
milie stammte, war die Schwiegertochter nicht schön, nicht reich 
und nicht gebildet genug.» (ZB 9) Mit knappen Strichen skizziert 
der 1926 geborene Sohn einer Brandenburgerin und eines Bay­
ern Rahmenbedingungen seiner Berliner Kindheit. Wie Günter 
Grass gehört Günter de Bruyn zur Generation jener Autoren, die 
als literarische Zeitzeugen des «Dritten Reiches» und von Hitlers 
totalitärer Herrschaft ausgeprägtes Publikumsinteresse genie­
ßen. Anders als der Nobelpreisträger hat sich Günter de Bruyn 
jedoch nach 1945 im Osten Deutschlands weiter mit einem Staat 
auseinanderzusetzen, der sich im Besitz einer konsistenten Welt­
formel und absoluter Wahrheit wähnt. 
Die frühen Erinnerungen des Schriftstellers, konzipiert als Zwi­
schenbilanz (1992), die von seinem Geburtsjahr bis in die Nach­
kriegszeit reichen, werden durch die weiterführende Autobio­
graphie Vierzig Jahre (1996) komplettiert. Beide Bücher sind 
erzählerische Meisterwerke. Sie eröffnen nicht bloß Einblicke 
in das spannungsreiche Miteinander von Metropole und Milieu­
katholizismus, sondern schildern eine dichterische Existenz, die 
im Kraftfeld sich überstürzender Ereignisse nach moralischen 
Maßstäben und tragfähiger Wahrheit fragt: Wie also reagiert 
man auf politische Heilsversprechen und totalitäre Bedrohun­
gen? Welche Rolle spielen familiäre Rituale und christliche Aus­
drucksformen? Bietet der Glaube Schutz vor dem Rückfall in 

die Barbarei? Gesteigerte Aufmerksamkeit verdient Günter de 
Bruyns Autorschaft auch deshalb, weil sich darin ein eigenständi­
ger theologischer und anthropologischer Ansatz manifestiert. Der 
Schriftsteller beharrt nämlich darauf: Elementares menschliches 
Fragen - Was soll ich tun? Was darf ich hoffen? - ist von gesell­
schaftlichem Druck niemals zum Schweigen zu bringen. Die Zei­
tenwende zwischen Weimarer Republik und Nationalsozialismus 
sowie jene «vierzig Jahre», die er im Osten Deutschlands erlebt, 
durchleidet und als Autor begleitet, schildert Günter de Bruyn 
trotz aller Ängste und Anfechtungen als einen Prozeß zuneh­
mender Individuation: als vertieftes «Training im Ich-Sagen» (ZB 
7). Dabei gerät der unabhängige Geist immer stärker in die Rolle 
eines Zeitgenossen im Widerspruch. Ungewollt wird Günter de 
Bruyn so zum politischen Schriftsteller. An der Nahtstelle zweier 
Welten kann Schreiben nämlich niemals unpolitisch sein. Bis er 
jedoch in der Lage ist, dem herrschenden System die Wahrheit 
deutlich lesbar ins Stammbuch zu schreiben, muß er zuvor wei­
te Wege zurücklegen: Am Anfang seiner literarischen Laufbahn 
steht mit dem Hohlweg - Günter de Bruyn wird dafür mit dem 
Heinrich-Mann-Preis ausgezeichnet - ein Werk, das der Autor 
später als «Holzweg» charakterisiert und ganz verwirft. «Mein 
Ehrgeiz, gedruckt zu werden, war größer als die Verpflichtung zur 
eigenen Wahrheit gewesen.» (VJ 116) 

Kindheitsmuster 

«Die Sicherheit, der ich das Glück meiner frühen Kindheit ver­
danke, basierte neben der Liebe der Eltern zu uns und zuein­
ander auch auf einem Familien-Katholizismus, der unser Leben 
in die festen Regeln von Tisch- und Abendgebet, von sonntägli­
chem Kirchenbesuch und fleischlosen Freitagen zwängte, sonst 
aber von Person zu Person individuell gefärbt war.» Vom Vater 
lernt er, «daß die Kirche (im Gegensatz zu den Preußen, die alles 
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perfekt haben wollten) zwar Gehorsam verlangt, aber die Un voll­
kommenheit von Sündern einkalkuliert. Er gab mir den Schutz­
engel mit, der mich auf der Straße und im Dunkeln behütete und 
der Angst vor der Zukunft zu wachsen verbot.» (ZB 36) Gerade 
in der Zwischenbilanz wird deutlich, wo die Quellen dieser Exi­
stenz im Widerspruch zum politischen Zeitgeist zu finden sind. 
Katholischsein in der Berliner Diaspora bedeutet für das jüng­
ste von vier Geschwistern, Rückhalt im Glauben zu suchen und 
sein Leben davon imprägnieren zu lassen - etwa durch das Ritual 
allabendlicher Gewissenserforschung. Ein prägendes Kindheits­
muster. Anders als sein berühmter Kollege Günter Grass, der ab­
fällig «vom katholischen Mief» redet und erst in dem Band Beim 
Häuten der Zwiebel (2006) bekennt, als 17jähriger Mitglied der 
Waffen-SS geworden zu sein, gerät Günter de Bruyn zu keinem 
Zeitpunkt in eine derartige Versuchung. 
Als Günter de Bruyn vor über acht Jahrzehnten in Berlin gebo­
ren wird, redet alle Welt von Preußens Metropole und ahnt nicht, 
daß die quirlige Reichshauptstadt bald im Epizentrum einer 
weltgeschichtlichen Katastrophe wiederzufinden sein wird. Die 
Zwischenbilanz schildert aus kindlicher Perspektive einen Pro­
zeß politischer Überwältigung. Die Nazi-Diktatur legt ihre Fes­
seln zuerst kaum merklich an, verlangt aber schließlich immer 
fester nach Glaubenseifer und Machtanbetung - aber zugleich 
gewinnen Widerstandskräfte an Profil: Da ist vor allem Günter 
de Bruyns bewunderter Bruder. Der Ältere - bei ihm stehen 
Franziskus' Sonnengesang, Piatons Werke, Guardinis Geist der 
Liturgie sowie Gedichte von Rilke nebeneinander im Buchre­
gal - bringt dem Jüngeren die katholisch-bündische Welt nahe. 
«Karlheinz, der, meiner Erinnerung nach, niemals Launen hatte, 
niemals ratlos oder albern war, stellte für mich das unerreichbare 
Vorbild dar. In ihm gelangten die aus Religiosität, Intellekt und 
Pfadfindertum gemischten Ideale ... auch zu mir.» (ZB 45) Vater 
de Bruyn, der beim Bischöflichen Ordinariat in Berlin arbeitet, 
ist aufgrund von Herkunft und Überzeugung keiner, mit dem 
man einen totalitären Führerstaat bauen kann und verweigert 
konsequent den Hitlergruß. 
Der Schriftsteller wirft einen Blick auf die «Diasporastadt Ber­
lin». 1930 Bischofsstadt geworden, hatte sie zu jener Zeit «etwa 
zehn Prozent Katholiken, und denen war Kirchgang Pflicht». 
Obwohl der junge Günter den Gottesdienst nur selten andäch­
tig mitfeiert, gibt es für ihn hier nie Langeweile. «Zu sehr mußte 
ich darauf achten, beim Aufstehen und Setzen, beim Knien und 
KreuzschJagen, Beten und Singen alles richtig zu machen, zu 
spannend war es, der Liturgie in ihrem Ablauf zu folgen und die 
vielen fremden Gesichter zu sehen.» (ZB 38) Anders als seine 
Mitschüler entwickelt der mit Engeln und Heiligen Aufgewach­
sene große Abneigung gegenüber allem Nazi-Kult. In HJ-Dasein 
und Wehrertüchtigung erblickt er darum keineswegs die Fortset­
zung früherer Winnetou-Spiele mit anderen Mitteln. Vielmehr 
fühlt sich der spätere Autor unfähig zu Unif ormität und Massen­
existenz. Der Achtzehnjähige jedoch wird noch im Frühjahr 1945 
schwer verwundet, er leidet an Aphasie und ist verzweifelt über 
den zeitweiligen Verlust seines Schreib- und Sprechvermögens. 
Nur ganz langsam gelingt es dem Kopfverletzten, sich wieder 
Dichtergeburtsjahre und Karl-May-Figuren ins Gedächtnis zu 
rufen. Dabei reift sein Entschluß, später von den Schrecken des 
Krieges Zeugnis abzulegen. 
Sein weiterer Werdegang: Gefangenschaft, Heimkehr und Be­
rufsanfang als Neulehrer, später Ausbildung zum Bibliothekar, 
Arbeit in der Berliner Staatsbibliothek, ehe ihm das Kunststück 
glückt, sich als freier Schriftsteller eine eigene Existenz aufzubau­
en. Wie sehr der Autor und Essayist dabei durch Familientradi­
tion, katholische Rituale und seine existentielle Wahrheitssuche 
geprägt ist, schildert er glänzend in seiner individuellen Lebens­
chronik Vierzig Jahre. In dieser zwischen 1949-1989 angesiedelten 
Autobiographie - Entwicklungsroman und Epochenpanorama 
zugleich - fehlt keines der Ereignisse, die den Osten Deutsch­
lands politisch erschüttern: der Volksaufstand 1953, Mauerbau 
1961, Prager Frühling 1968 sowie die Proteste gegen die Bier-
mannn-Ausbürgerung 1976 bis hin zum Mauerfall. Nachfolgend 

soll eine für Günter de Bruyn zentrale Erzählung in den Mittel­
punkt gestellt werden, die exemplarisch zu zeigen vermag, wie 
es seinem Verfasser gelingt, das Ringen um wahrhaftige Existenz 
darzustellen: die Märkischen Forschungen. 

Gefährliche Forschungen 

Die DDR sah sich geschichtsphilosophisch als totaler gesell­
schaftspolitischer Neuanfang. Erst in der Spätzeit des Dreibuch­
stabenlandes Ende der 1970er Jahre ändert das herrschende 
Politbüro seine historiographische Stragegie: Vom Staatsratsvor­
sitzenden höchstpersönlich wird darum beispielsweise 1983 zum 
«Luther-Jahr» ausgerufen. Zu seinem fünfhundertsten Geburts­
tag gilt der Reformator plötzlich nicht mehr als Volksfeind und 
Fürstenknecht, sondern als einer der progressivsten Deutschen 
seiner Epoche. Ironie der Geschichte: Über den devisenträchtigen 
Jubel in Wittenberg und den Trubel auf der Wartburg vergessen 
die alten Ideologen beinahe, einen zu ehren, der ihnen ideologisch 
sehr viel näher steht: Karl Marx. Die Feiern zu seinem hundert­
sten Todestag fallen denn auch im Vergleich zur bombastischen 
Luther-Ehrung kläglich aus - ein Begräbnis dritter Klasse. 
Beim Wiederlesen der Märkischen Forschungen kommt mir leb­
haft in den Sinn, wie ich diese - sichtlich an Jean Pauls Vorliebe 
für Satire und Ironie geschulte - Erzählung zu Anfang der achtzi­
ger Jahre auf einem zugigen Provinzbahnhof aufsog und darüber 
beinahe den Zug verpaßte. Was ich da in meiner Hand hielt, er­
schien mir als wunderbarer Kommentar zum spätsozialistischen 
Zeitgeist, der das Preußen Friedrichs II. feierte und den Eisernen 
Kanzler Bismarck als ungemein staatstragenden Politiker emp­
fand. Allerdings wurde mir auch erstmals klar: Hier schreibt einer 
nicht bloß für literarische Enthusiasten, sondern für Menschen, 
die um wahrhafte Existenz ringen. Das Bild auf der Rückseite des 
Buches verstärkte diesen Eindruck: Dem Autor mit dem zergrü­
belten Gesicht und dem skeptischen Blick war die satirische Mo­
delgeschichte.tatsächlich zuzutrauen: Dabei erzählt der Roman 
am-Anfang von-einzigartiger Freundschaft. Für .den Dorfschul­
lehrer Pötsch bedeutet Heimatliebe, alle Kraft darauf zu konzen­
trieren, die Biographie eines verschollenen Dichters akribisch zu 
rekonstruieren. Da läßt es sich als glückliche Fügung bezeichnen, 
wenn er mitten in der Märkischen Heide auf jenen Mann stößt, 
der allein diese Anstrengungen zu würdigen weiß: «Sie kennen 
Max von Schwedenow? Dann sind Sie vielleicht Professor Men­
zel?» (MF 155) 
Der Großgermanist Menzel ist Mitherausgeber zahlreicher Fach­
zeitschriften; er tritt regelmäßig im Fernsehen auf. Ein Stern am 
Historikerhimmel. Der Professor hat es längst zum «Zentralin­
stitut» gebracht. Aber Schwedenow soll ihm noch dazu verhel­
fen, seinen Platz in den Annalen der Wissenschaftsgeschichte 
zu sichern. Um der historischen Legitimierung seines Staates zu 
dienen, will er den Autor darum als «Märkischen Jakobiner» por­
trätieren. Pötsch dagegen entdeckt im Werk des von ihm verehr­
ten Verfassers ein Stück von sich selbst. Zur Feier seines 50. Ge­
burtstages bezeichnet Menzel diesen Pötsch schließlich als seinen 
besten Freund, bietet ihm das «Du» an und stellt ihn als Forscher 
mit sich auf eine Stufe - der Sturz ist um so tiefer. 
Unheil braut sich über Pötsch zusammen. Anlaß dazu gibt ein 
Schwedenow-Aufsatz, den der Dorfschullehrer dem Professor als 
besonderes Geschenk überreicht. Doch der .nimmt den Text bru­
tal auseinander und spricht von den «gefährlichen Thesen eines 
kleinen <Hobby-Historikers>». (MF 233) Der akribische Heimat­
forscher hat nämlich ein Tabu verletzt: Schwedenow erscheint 
aufgrund seiner Recherchen plötzlich in ganz anderem Licht: 
nicht mehr als märkischer Jakobiner, sondern als Reaktionär, 
der sein Leben keineswegs in den Befreiungskriegen aufopfert, 
sondern - welch satirischer Einfall - ab 1815 zum Vizepräsiden­
ten der Berliner Zensurbehörde avanciert. Der wütende Menzel 
kontert: «Dir geht es um ein Phantom, das du, wie ich dich kenne, 
Wahrheit nennst. Mir geht es um viel mehr: um Sein oder Nicht­
sein in Wissenschaft und Nachwelt... Dir muß doch klar sein, daß 
mir jedes Mittel recht ist, dich daran zu hindern.» (MF 246) 
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Wahrheitssucher im Widerspruch 

Wahrheitssuche und freies Handeln, so Günter de Bruyn in einem 
vieldiskutierten Redebeitrag auf dem 10. Schriftstellerkongreß 
der DDR 1987, vertragen sich nicht mit Bücherzensur. Eine Ge­

sellschaft, die Denkverbote erteilt, nähre vielmehr grundsätzliche 
Zweifel an ihrer Reformfähigkeit. Wie stark diese Zweifel bei ihm 
zuvor bereits gediehen waren, belegt das Schicksal seiner Satire 
Neue Herrlichkeit. Der Roman erschien denöberzensoren so uner­

hört, daß die bereits gedruckte Erstauflage von 20000 Exemplaren 
makuliert werden mußte. Erst nachdem das Buch 1984 bereits im 
Westen erschienen war, durfte der Band schließlich mit einjähriger 
Verzögerung auch im Osten Deutschlands publiziert werden. 
Den Autor bewegt die Frage: Was ist das für einer, dieser Viktor 
Kösling? Um das herauszubekommen, entsendet der Verfasser 
seinen Protagonisten in die Abgeschiedenheit des Heims «Neue 
Herrlichkeit». Wie wird der Sohn aus bester Nomenklatura­Fami­

lie hier mit ungewohnten Lebensumständen umgehen? Günter de 
Bruyn baut eine gesellschaftskritische Versuchsanordnung. Schnell 
wird dabei deutlich: Neue Herrlichkeit ist kein Reservat der Har­

monie, sondern erzählt von trostlosen Verhältnisssen. Eine End­

zeitparabel. Die Abgeschiedenheit der Brandenburger Mark ist 
für den Autor nicht mehr Rückzugsraum der Seele. Vielmehr wird 
wie unter dem Mikroskop sichtbar, wie ein autoritär vorgeprägter 
Charakter auf gesellschaftliche Zwänge reagiert: nicht mit großen 
Gefühlen, sondern mit kleinmütigen Gesten der Machtanbetung. 
Der junge Viktor ist ein Großmeister politischer Anpassung. «Er 
ist gewohnt, der zu sein, der gewünscht wird.» (MF 27) Die «nicht 
standesgemäße» Beziehung zu dem Stubenmädchen Thilde findet 
keine Gnade in den Augen seiner Familie ­ sie hat für den zukünf­

tigen Diplomaten Besseres im Sinn. Als zeitgemäße Neuauflage 
von Heinrich Manns Untertan (Heßling) erscheint Kösling ganz 
und gar unfähig, sich emotional zu binden und echte Gefühle zu 
erwidern. Als seine Liebesfähigkeit im höchsten Maß gefragt ist, 
ergreift dieser Mann ohne Eigenschaften die Flucht. Er nimmt ein 
Flugzeug und schwebt ins Ausland davon ­ weg von sich selbst 
und aller Verantwortung. Wie schon in der Tragikomödie von 
Buridans Esel wiederholt sich in der Farce Neue Herrlichkeit das 
selbstverschuldete Schicksal der Protagonisten: Ihr Potential zum 
Neubeginn wird verspielt. Beide «Helden», Karl Erb und Viktor 
Kösling, begnügen sich mit einer sekundären Welt der Abhängig­

keiten und Unterwerfungsgesten. Keinem von beiden gelingt es, 
zu existentieller Wahrhaftigkeit durchzudringen. 

Mehr als fromme Hoffnungen 

Daß die Torheit des Wahrheitssuchers weiser sein kann als 
wohlkalkuliertes Machtstreben, erscheint oft bloß als fromme 

Hoffnung. In den Märkischen Forschungen ist es der Macht­

mensch Menzel, der sich rücksichtslos gegenüber dem aufrich­

tigen Pötsch durchsetzt. Wenn man jedoch weiß, daß Günter de 
Bruyn dieser Erzählung einen realen Konflikt zugrunde legt, 
gewinnt seine Geschichte ­ gerade nach der Zeitenwende von 
1989 ­ plötzlich eine unvermutete Tiefendimension. Die Ausein­

andersetzung zwischen Großgermanist und Heimatforscher um 
die Gestalt Max von Schwedenows spiegelt nämlich in ironischer 
Brechung Günter, de Bruyns eigenen Konflikt mit dem einfluß­

reichen Wolfgang Harich. «Als er [Harich] später unserer Bezie­

hung, die er gern Freundschaft nannte und durch das vertrauli­

che Du zu bekunden verlangte, ein Ende setzte, zeigte es sich, 
daß er meine Ansichten, die ich ihm nicht vorenthalten hatte, 
erst wahrzunehmen vermochte, als er sie lesen konnte.» (VJ 174) 
Was geschehen war? Der ideologisch hochambitionierte Harich 
reagiert empört auf Günter de Bruyns «antirevolutionäre» Jean­

Paul­Biographie und «entdeckt darin einen Dolchstoß gegen 
sein Lebenswerk und sich selbst». (VJ 177) Denn mit Jean Pauls 
Revolutionsdichtung. Versuch einer neuen Deutung seiner hero­

ischen Romane (1974) verfolgt der staatsfromme Denker und 
zeitweilige Dissident das Ziel, den fränkischen Dichter ideolo­

gisch zu vereinnahmen und sich selbst einen Platz in den Annalen 
der Wissenschaftsgeschichte zu sichern. Weil er jedoch fürchtet, 
Günter de Bruyn könne ihm seinen großen Coup noch verder­

ben, droht er ihm sogar, für ein Verbot seines Romans zu sorgen. 
Nachspiel: Erst nach der friedlichen Revolution ist bekannt ge­

worden, daß der stalinistisch­linientreue Autor selbst so weit ging, 
sich mit der Staatssicherheit einzulassen und bei einem Treffen 
Ende der siebziger Jahre darum bat, seinen Jean­Paul­Wälzer mit 
persönlicher Widmung an Minister Erich Mielke weiterzureichen 
­ Wirklichkeit übertrifft Satire. 
Damit wird zugleich deutlich: In Landschaften der Lüge ist es von 
entscheidender Bedeutung, der Korrumpierung durch die herr­

schende Macht zu widerstehen und seine Seele durch Aufrichtig­

keit und Wahrheitsliebe vor solchen Versuchungen zu schützen. 
Es ist ein Verdienst Günter de Bruyns, Gewissens­Fragen, die 
- inspiriert durch seine katholische Herkunft - zum cantus firmus 
seines Lebens geworden sind, in schwieriger Zeit wachgehalten 
zu haben. Thomas Brose, Berlin 

Wichtige Werke: Buridans Esel. Roman. Halle 1968; Preisverleihung. Ro­
man. Halle 1972; Das Leben des Jean Paul Friedrich Richter. Eine Bio­
graphie. Halle 1975; Märkische Forschungen. Eine Erzählung für Freunde 
der Literaturgeschichte. Halle 1978, (MF); Neue Herrlichkeit. Roman. 
Frankfurt/M. 1984, Halle 1985; Jubelschreie, Trauergesänge. Deutsche Be­
findlichkeiten. Frankfurt/M. 1991; Zwischenbilanz. Eine Jugend in Berlin. 
Frankfurt/M. 1992, (ZB); Das erzählte Ich. Über Wahrheit und Dichtung in 
der Autobiographie. Frankfurt/M. 1995; Vierzig Jahre. Ein Lebensbericht. 
Frankfurt/M. 1996, (VJ); Als Poesie gut. Schicksale aus Berlins Kunstepo­
che 1786 bis 1807. Frankfurt/M. 2006. 

Polen nach den Wahlen von Oktober 2007 
Erste Bilanz der Regierung unter Donald Tusk (Zweiter Teil)* 

Nach der gewonnenen Wahl hatte Donald Tusk gegenüber Aus­

landsjournalisten erklärt, sein Großvater würde es ihm nicht 
verzeihen, wenn er sich nicht ehrlich um eine Verbesserung der 
deutsch­polnischen Beziehungen bemühen werde. Eine erste, in 
der Bundesrepublik sehr positiv aufgenommene Geste war die 
Ernennung von Władysław Bartoszewski zu seinem persönlichen 
Staatssekretär. Er soll den Premier außenpolitisch beraten und 
ist speziell für das Verhältnis zu Deutschland zuständig. Donald 
Tusk weiß sich der von Helmut Kohl und Tadeusz Mazowiecki 
vorgezeichneten Linie einer Politik auf der Basis der Versöhnung 
verpflichtet, die indes bestehende Probleme nicht ausspart, son­

dern dazu verhilft, diese in einem vertrauensvollen Klima anzu­

sprechen und ­ wenn möglich ­ zu lösen. Eines dieser Probleme 

ist der jahrelange Streit um das vom «Bund der Vertriebenen» 
angestrebte «Zentrum gegen Vertreibungen». In Anspielung auf 
das «Zentrum» erklärte Donald Tusk wörtlich: «Man kann den 
Stil und die Effizienz der Außenpolitik ändern, aber die Proble­

me in den gegenseitigen Beziehungen verschwinden nicht des­

wegen, weil sich die Regierungsmannschaft in Warschau und 
Berlin ändert. Deshalb werden wir auch Entscheidungen nicht 
akzeptieren, die eine fundierte historische Bilanz in Bezug auf 
den Zweiten Weltkrieg in Zweifel ziehen.»1 

Ein erster Erfolg zur Lösung dieses leidigen Problems ist die 
am 5. Februar 2008 in Warschau zwischen Kulturstaatsminister 
Bernd Neumann und Staatssekretär Władysław Bartoszewski 

* Erster Teil in: Orientierung 72 (30. April 2008), 94­96. 
1 Donald Tusk, Was für eine Union braucht Polen, was für eine Gemein­
schaft braucht Europa?, in: Dialog 80/81, (2007/2008), 13. 
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getroffene Übereinkunft. Nach Erläuterung der Konzeption 
des von der Bundesregierung anstelle des «Zentrums» geplan­

ten «Sichtbaren Zeichens» im Gedenken an die Vertreibung der 
Deutschen, doch nicht nur der Deutschen, ist nun die polnische 
Seite bereit, diesem Projekt gegenüber eine Haltung «freundli­

cher Neutralität» einzunehmen. Offenbar erfüllt das Projekt die 
polnische Forderung, den Zusammenhang von Flucht und Ver­

treibung mit dem Terrorsystem des Nationalsozialismus deutlich 
zu machen und nicht zu verschleiern. Zudem erklärte sich die 
deutsche Seite zur Unterstützung einiger polnischer Projekte be­

reit. Im einzelnen betrifft dies die Einrichtung eines dem Zweiten 
Weltkrieg gewidmeten Museums in Danzig, den Bau eines Mu­

seums der polnischen Geschichte in Berlin, das insbesondere die 
Bedeutung der Solidarnosc für den Fall der Berliner Mauer und 
den europäischen Umbruch insgesamt betonen wird, sowie eine 
Ergänzung der Berliner Ausstellung «Topographie des Terrors» 
um die Leiden der polnischen Bevölkerung im Zweiten Welt­

krieg. Im Hinblick auf das Jahr 2009 mit dem Gedenken an den 
Ausbruch des Zweiten Weltkriegs vor 70 Jahren verdient das von 
deutscher Seite gleichfalls unterstützte Projekt einer Gedenk­

stätte auf der Westerplatte besondere Erwähnung. 
Die Warschauer Übereinkunft stellt angesichts des geschichtspo­

litischen Konflikts der jüngsten Vergangenheit einen wichtigen 
Schritt zur Verbesserung der deutsch­polnischen Beziehungen 
dar. Auch wenn sich daraus kein gemeinsames Geschichtsbe­

wußtsein ergibt und auch nicht ergeben kann, so dienen doch 
diese Initiativen einem besseren wechselseitigen Verstehen und 
dürften unsere Völker einander näherbringen. 
Die getroffene Vereinbarung macht zudem Hoffnung auf die 
Lösung weiterer Probleme. So auf die wechselseitige Rückgabe 
von Kulturgütern. Entsprechende Verhandlungen befinden sich 
seit längerem in einer Sackgasse. So fordert man von deutscher 
Seite seit Jahren vergeblich die Aushändigung der sich im Archiv 
der Krakauer Universitätsbibliothek befindenden Bestände der 
Berliner Staatsbibliothek, die während des Krieges im nieder­

schlesischen Kloster Grüssau ausgelagert waren. Ihr bedeutend­

ster Teil sind die handschriftlichen Partituren herausragender 
deutschsprachiger Komponisten. Lange Zeit glaubte man, sie 
seien den Kriegswirren zum Opfer gefallen. Erst als 1970 der 
polnische Parteichef Edward Gierek bei einem Staatsbesuch 
in der DDR Erich Honecker die Originalpartitur von Mozarts 
«Zauberflöte» zum Geschenk machte, wurde man in der Bun­

desrepublik hellhörig. Doch Polens damalige kommunistische 
Regierung leugnete trotz dieses Indizes, im Besitz des Berliner 
Bestandes zu sein. Erst nach dem europäischen Umbruch wurde 
offiziell bestätigt, daß diese deutschen Kulturgüter wohl erhal­

ten in Krakau lagern. 
Um diese Bestände gibt es nunmehr zwischen der Bundesrepu­

blik und Polen einen fast zwanzig Jahre währenden Rechtsstreit. 
Von deutscher Seite beruft man sich auf die Haager Konventi­

on, die Kulturgüter ausdrücklich von Reparationsleistungen 
ausschließt. Polen seinerseits sieht sich aufgrund der Potsdamer 
Beschlüsse im Recht, Kulturgüter, die in dem Polen zugesproche­

nen ehemaligen deutschen Reichsgebiet aufgefunden wurden, als 
Staatseigentum zu betrachten. Hinzu kommt, daß bis heute nur 
wenige von Deutschen im besetzten Polen geraubte polnische 
Kulturgüter identifiziert wurden, was Voraussetzung einer Rück­

gabe wäre. Um in der Sache weiterzukommen, müßte zunächst 
eine möglichst vollständige Liste von von Deutschen geraubten 
Kulturgütern erstellt werden, eine Aufgabe, die eine enge Zusam­

menarbeit polnischer und deutscher Experten erfordert. Der Kli­

mawechsel in den deutsch­polnischen Beziehungen bietet dazu 
eine gute Ausgangsbasis, um auch die Verhandlungen um Rück­

gabe der Berliner Bestände ­ vielleicht durch einen Kompromiß 
­ zu einem guten Abschluß zu bringen. 
Ein weiteres, durch die «Preußische Treuhand» verursachtes 
Problem sei nur kurz erwähnt. Sie versucht, auf dem Rechtsweg 
die Rückgabe des Grundbesitzes von Vertriebenen einzuklagen 
oder entsprechende Entschädigungen von Polen zu erwirken. 
Die Bundesregierung hat sich wiederholt und unmißverständlich 

von den Aktivitäten der «Preußischen Treuhand» distanziert und 
sollte dies auch weiterhin tun. Rechtsexperten sind im übrigen 
der Überzeugung, daß selbst Klagen vor dem Europäischen Ge­

richtshof keine Chance haben. Hier wird es wohl darauf ankom­

men, die polnische Öffentlichkeit sachgerecht zu informieren und 
von der Vorgängerregierung geschürte Ängste abzubauen. 

Polens Platz in Europa 

Im außenpolitischen Teil seiner Regierungserklärung sprach Do­

nald Tusk auch das Verhältnis Polens zur Europäischen Union an. 
Anders als Jarosław Kaczyński und seine Partei sieht er Polens 
Stärke im Rahmen der Europäischen Union und nicht in einer 
Profilierung gegen sie. Das ist bemerkenswert, gab es doch in der 
Vergangenheit auch seitens der «Bürgerplattform» eine europa­

kritische Einstellung. So stammt der vielzitierte Slogan «Nizza 
oder Tod» von Jan Rokita, einem damals führenden Vertreter der 
«Bürgerplattform».2 

Eine erste Bewährungsprobe ihrer Europapolitik hatte die neue 
Regierung in Zusammenhang mit der Ratifizierung des in Lis­

sabon beschlossenen EU­Reformvertrages zu bestehen. Da der 
von ihr eingebrachte Gesetzesentwurf zur Verabschiedung einer 
Zweidrittelmehrheit der Sejm­Abgeordneten bedurfte, war die 
Regierung auf Stimmen aus dem Lager der Kaczyński­Partei an­

gewiesen. Diese machte ihre Zustimmung von Änderungen im 
Gesetzesentwurf abhängig. So sollte in einer dem Gesetz vor­

angestellten Präambel betont werden, daß die Souveränität des 
polnischen Staates in keiner Weise durch die Mitgliedschaft in 
der Europäischen Union beeinträchtigt werde und der Grund­

rechtecharta für Polen nur eine eingeschränkte Gültigkeit zu­

komme. Dies lehnte die Regierung ab. Als Kompromiß schlug 
sie vor, die von «Recht und Gerechtigkeit» eingebrachten Än­

derungsvorschläge nicht als Präambel, sondern lediglich als eine 
gesonderte Entschließung zu verabschieden. In die Auseinander­

setzung schaltete sich auch P. Rydzyk ein und machte die weite­

re Unterstützung von «Recht und Gerechtigkeit» durch «Radio 
Maryja» von der Ablehnung des Lissaboner Vertrages abhängig. 
Als Jarosław Kaczyński vor dem Parlament erklärte, seine Frak­

tion würde geschlossen gegen den Vertrag stimmen, falls die 
Forderungen seiner Partei nicht berücksichtigt würden, konterte 
die Regierungskoalition mit der Ankündigung, Neuwahlen aus­

zuschreiben und die Zustimmung zum EU­Reformvertrag über 
ein Referendum einzuholen. Angesichts der Umfragen, welche 
der «Bürgerplattform» die absolute Mehrheit in Aussicht stellen, 
lenkte die oppositionelle Kaczyński­Partei ein und machte den 
Weg frei für eine Verabschiedung des Lissaboner Vertrages durch 
den Sejm. 
Ohne die Brüder Kaczińskis beim Namen zu nennen, kritisierte 
Donald Tusk in einem Beitrag deren Europapolitik. Im Gegen­

satz zur stark national geprägten Vorstellung einer «Vormauer», 
welche die Vorstellung einer belagerten Festung impliziere, ver­

tritt er die «Idee von einem Polen als <Brücke>». Die Mentalität 
der «Vormauer» vermöge zwar «eine große Widerstandskraft» zu 
entwickeln, forme «aber zugleich mißtrauische Haltungen voller 
Traumata und Komplexe», wodurch man sich «unaufhörlich auf 
der Suche nach äußeren und inneren Feinden» befinde. Die «Idee 
der <Brücke>» sei demgegenüber nicht mit einem völkisch ver­

standenen Verständnis von Nation verbunden, sondern «mit der 
multiethnischen und multikonfessionellen Tradition der Polnisch­

Litauischen Adelsrepublik, mit ihrer republikanischen Demokra­

tie und praktizierten Toleranz» ­ also mit fundamentalen Prinzi­

pien der Europäischen Union. Dadurch bringt Donald Tusk die 

2 Diese Äußerung steht in Zusammenhang mit der in der später geschei­
terten europäischen Verfassung vorgesehenen «doppelten Mehrheit» bei 
Beschlüssen des Europäischen Rates bzw. des Ministerrates. Damit sollte 
die im Dezember 2000 in Nizza getroffene Vereinbarung abgelöst werden. 
Diese hatte für Polen 27 Stimmen vorgesehen, zwei weniger als die vier 
großen EU­Staaten. Polnische Politiker sahen in der Korrektur des in 
Nizza getroffenen Beschlusses eine Schwächung der polnischen Position 
innerhalb der EU. 
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Kompatibilität Polens mit der Europäischen Union zum Aus­
druck. Er spricht sich damit für ein «europäisches» Polen aus. Sei­
ne Aufgabe sieht der Premier vor allem darin, für diese Identität 
stiftenden europäischen Grundprinzipien innerhalb der EU ein­
zutreten. In besonderer Weise betont Donald Tusk ­ und auch 
dies im Unterschied zur Kaczyński­Regierung ­ die enge Zusam­
menarbeit zwischen Berlin und Warschau zur weiteren Vertie­
fung der europäischen Gemeinschaft. So erinnert der Premier an 
die 1990 vom damaligen polnischen Außenminister Krzysztof 
Skubiszewski formulierte «deutsch­polnische Interessengemein­
schaft», die für seine Politik richtungsweisend sei. 
In der durch Absprache zwischen dem ehemaligen Bundeskanz­
ler Gerhard Schröder und Präsident Vladimir Putin geplanten 
Ostseepipline sieht Donald Tusk ein die deutsch­polnischen Be­
ziehungen belastendes und zugleich die Europäische Union ins­
gesamt tangierendes Problem. Der Vertrag war ohne Rückspra­
che mit den Ostseeanrainern zustandegekommen, so daß sich 
diese, zumal Polen, hintergangen fühlten. Das einseitige deutsche 
Vorgehen muß daher als Verstoß gegen die sonst eingeforder­
te Europäisierung bilateraler und multilateraler Beziehungen 
innerhalb der EU gewertet werden. Zudem werde ­ so Donald 
Tusk ­ die Gefahr einer einseitigen Abhängigkeit von russischen 
Energielieferungen erhöht. Positiv zu vermerken ist, daß man in 
Brüssel aufgrund der polnischen Kritik inzwischen das deutsch­
russische Energiebündnis sehr skeptisch betrachtet und nach 
Möglichkeiten Ausschau hält, durch ein gesamteuropäisches, 
Rußland einbindendes Projekt die Energiesicherheit innerhalb 
der EU zu gewährleisten. 

Die USA und Polen 

Daß ein gutes Verhältnis zu den USA für jede polnische Regie­
rung Priorität besitzt, versteht sich von selbst. Dennoch fragt es 
sich, ob es immer im polnischen Interesse liegt, amerikanischen 
Wünschen bereitwillig nachzukommen. Wie schwierig es im kon­
kreten Fall sein kann, bilaterale Beziehungen zu den Vereinig­
ten Staaten zu «europäisieren», hat nicht zuletzt der Irakkrieg 
gezeigt. In der Frage einer Beteiligung an diesem nun schon 
Jahre währenden Krieg ohne Frieden war Europa bekanntlich 
gespalten. Damals galt Polen, das bis heute im Irak mit einem 
Militärkontingent engagiert ist, geradezu als Trojanisches Pferd 
der Amerikaner in Europa. 
Nun sieht sich Polen wiederum einer vergleichbaren Situation ge­
genüber. Diesmal hat es die Vorgängerregierung versäumt, sich 
in einer wichtigen Frage mit den Mitgliedstaaten der EU abzu­
stimmen. In bilateralen Verhandlungen mit den USA erklärte sie 
sich mit der Installierung eines Raketenabwehrschildes auf pol­
nischem Territorium grundsätzlich einverstanden. Damit hat sie 
der jetzigen Regierung ein Problem hinterlassen, das der Lösung 
des gordischen Knotens gleichkommt. Die Hektik polnischer 
Reisediplomatie in den ersten Monaten dieses Jahres zeigt die 
Schwierigkeit, vor die sich die Regierung von Donald Tusk ge­
stellt sieht. Verteidigungsminister Bogdan Klich verhandelte im 
Januar in Washington und bekam zu hören, daß Polen mit be­
reits 750 Millionen Dollar Militärhilfe der größte Empfänger in 
Europa sei und man daher eine schnelle Einigung in der Frage 
des Raketenabwehrsystems erwarte. Polen spielt derweil in der 
Hoffnung auf den im November fälligen Regierungswechsel in 
den USA auf Zeit. Doch die Amerikaner erhöhten den Druck, so 
daß zwei Wochen später Außenminister Radosław Sikorski und 
Außenministerin Condoleeza Rice auf einer gemeinsamen Pres­
sekonferenz in Washington bekanntgaben, man habe sich über 
die Installierung des Raketenschutzschildes in Polen geeinigt. 
Der USA­Besuch von Donald Tusk Anfang Marz bestätigte diese 
Vereinbarung, und Präsident George W Bush stellte eine weite­
re Militärhilfe zur Modernisierung der polnischen Streitkräfte in 
Aussicht. Aus dem Kreml ist nun zu hören, Polen habe den Dialog 
mit Moskau einseitig abgebrochen und dürfe sich nicht wundern, 
wenn der Raketenschutzschild auf seinem Boden zum Zielobjekt 
russischer Raketen werde. 

Sommer­Akademie 2008 
Die Seele - Gestalt und Gestaltung 
abendländischer Existenz 

7. Juli, 14.00 Uhr bis 11. Juli, 13.00 Uhr 
S T . J A K O B U S H A U S 

Fragen nach der Seele', ob sie ^ « ' " " „ H « , , 
(beispielsweise) eine Substanz, ein System, 
eine Struktur; ob sie unvergänglich oder endlich ¡st ­ haben 
die gesamte Natur­ und Geistesgeschichte (einschließlich 
Theologie und Philosophie) nicht mehr losgelassen. Und das 
bis zum heutigen Tag; ob wir von Psyche, Geist oder 
Bewusstsein reden ­ hier stoßen wir an das Grundthema 
unserer Existenz. 

Referent und Leitung: Dr. Wolfgang Gleixner, Stellvertreten­

der Direktor des St. Jakobushauses, Veröffentlichungen zur 
Philosophiegeschichte der Moderne, Wissenschaftstheorie 
und philosophischen Grundlagenforschung. 

Anmeldung: St. Jakobushaus ­ 38640 Goslar ­ Reußstr. 4 
Telefon: 0 53 21/34 26­0 
E­mail: info@jakobushaus.de ­ www.jakobushaus:de 

Nun rächt es sich, daß die Kaczyński­Regierung auf die ameri­
kanischen Forderungen einging, ohne daß es Washington gelun­
gen war, Moskau davon zu überzeugen, daß das gegen mögliche 
Angriffe aus dem Iran gerichtete Abwehrsystem auch in seinem 
Interesse liegt. Der Kreml sieht darin vielmehr ­ und wohl durch­
aus nachvollziehbar ­ im Gegenteil einen strategischen Vorteil 
der USA gegenüber dem eigenen Land. An diesem Standpunkt 
vermochten auch Moskaureisen des polnischen Außenministers 
und des Premiers nichts zu ändern. 
Angesichts dieser verworrenen Lage war es sicher keine kluge 
Entscheidung, sich auf ein so risikoreiches Vorhaben eingelassen 
zu haben, ohne Konsultationen auf europäischer Ebene, ohne 
Abstimmung mit der Nato und ohne Einverständnis Moskaus. 
Man kann daher Zweifel hegen, ob die Installierung eines ame­
rikanischen Raketenabwehrschildes im Südosten Polens die Si­
cherheit des Landes erhöht. Es sieht wohl eher danach aus, daß 
sie ­ selbst bei einer Sicherheitsgarantie der USA ­ gemindert 
wird und daher kaum im polnischen Interesse liegen dürfte. 
Ein weiterer Punkt, der die polnisch­amerikanischen Beziehun­
gen berührt, ist der von Donald Tusk im Wahlkampf angekündigte 
Rückzug des polnischen Militärkontingents aus dem Irak. Wenn­
gleich diese Ankündigung nicht wahlentscheidend war, so ent­
sprach sie doch einer in der Bevölkerung vorherrschenden Grund­
stimmung. Rein formell ist gegen den Abzug nichts einzuwenden, 
ist doch die Bereitstellung eines polnischen Truppenkontingents 
auf den Herbst diesen Jahres begrenzt. Aber die Stationierung im 
Irak könnte verlängert werden, was nicht nur von der oppositio­
nellen Kaczyński­Partei gefordert wird, sondern wohl auch den 
Interessen der USA entsprechen dürfte. So gesehen demonstriert 
Donald Tusk gegenüber Washington eine größere Selbständigkeit 
als dies bislang der Fall war. Zudem macht der Premier damit 
deutlich, daß seine Regierung Militäreinsätze im Ausland künftig 
nur noch im Rahmen von EU und Nato befürworten wird. 

Klimaverbesserung in den polnisch-russischen Beziehungen? 

Der Streit um die Errichtung eines amerikanischen Systems zur 
Abwehr von transkontinentalen Raketen auf polnischem Terri­
torium bedeutet für die Rußlandpolitik der neuen Regierung al­
les andere als eine gute Ausgangsbasis. Dennoch möchte Donald 
Tusk auch zu Rußland ein, wenn nicht gerade freundschaftliches, 
so doch ein sachliches, die eigenen Interessen wahrendes Verhält­
nis anstreben. Es ist nicht in seinem Sinn, lediglich zwischen der 
Europäischen Union und der Ukraine eine «Brücke» zu bilden, 
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gegenüber Rußland aber die traditionelle Mentalität einer «Vor­

mauer» zu pflegen. So hat denn auch der polnische Premier auf 
dem Neujahrsempfang am 30. Januar 2008 die Absicht einer wirt­

schaftlichen, politischen und sicherheitspolitischen Partnerschaft 
mit Rußland ausdrücklich bekräftigt. 
Auch aus Moskau gab, es ein Signal der Entspannung. Noch vor 
Jahresende 2007 hob der Kreml das Importverbot für polnische 
Fleischwaren auf. Es war als Reaktion auf das polnische Enga­

gement für die orangene Revolution in der Ukraine verhängt 
worden und dies aufgrund gefälschter Importpapiere, die offen­

bar aus Indien stammendes Fleisch als polnische Lieferung aus­

weisen sollten. Nachdem sich die polnische Regierung vergeblich 
bemüht hatte, die EU­Kommission zur Lösung des Konflikts ein­

zuschalten, blockierte sie durch ein Veto die für den Herbst 2007 
geplante Aufnahme von Verhandlungen zwischen der EU und 
Rußland zur Erneuerung des Ende 2007 auslaufenden Partner­

schaftsabkommens. Die russische Seite verbindet selbstverständ­

lich mit dem einseitigen Schritt der Aufhebung des Embargos die 
Erwartung, daß Polens neue Regierung ihrerseits den Weg für ein 
neues Partnerschaftsabkommen frei macht. Erste Gespräche in 
dieser Frage führten sowohl Außenminister Radosław Sikorski 
als auch Premier Donald Tusk am 21. Januar bzw. am 8. Februar in 
Moskau. Nach der erforderlichen Abstimmung innerhalb der EU 
kann damit gerechnet werden, daß die blockierten Verhandlun­

gen noch in der ersten Jahreshälfte aufgenommen und zu einem 
Abschluß gebracht werden. 
Inzwischen ist auch die 2002 ins Leben gerufene, aber bald wie­

der suspendierte polnisch­russische Arbeitsgruppe «schwierige 
Fragen» neu belebt worden. Ihr polnischer Vorsitzender, der 
kurzzeitige polnische Außenminister Adam Daniel Rotfeld, äu­

ßerte sich in einem Interview mit dem «Tygodnik Powszechny» 
über ihre Zielsetzung. Danach liegt ihre Aufgabe vornehmlich 
in der moralischen Aufarbeitung der wechselseitig belasteten 
Vergangenheit und weniger in der Klärung aktueller politischer 
Probleme. Angesichts der Tatsache, daß nach einer Umfrage vom 
Dezember 2006 nur 2% der polnischen Bevölkerung die pol­

nisch­russischen Beziehungen als gut einschätzt, 63% dagegen 
als schlecht, scheint dies der richtige Ansatz zu sein, zumal man 
bei dem ausgeprägten historischen Bewußtsein der Polen, wohl 
weniger der Russen, davon ausgehen kann, daß diese Aversion 

ihre tiefen geschichtlichen Wurzeln hat. Daniel Rotfeld erwähnt 
allerdings nur zwei mit dem Zweiten Weltkrieg verbundene Be­

lastungen ­ den Mord an den polnischen Offizieren in Katyn 
sowie die massenhafte Deportation der Zivilbevölkerung nach 
Sibirien. Hier erhofft man sich von der russischen Seite eine klare 
Verurteilung dieser stalinistischen Verbrechen sowie eine zumin­

dest moralische Wiedergutmachung. Daß Andrzej Wajdas Film 
«Katyn» derzeit in Rußland zu sehen ist, kann gleichfalls als eine 
Geste guten Willens verstanden werden.. 
Daniel Rotfeld ist sich sehr wohl bewußt, daß Rußlands innen­

politische Situation auf die Konsultationen der gemeinsamen 
Arbeitsgruppe ihre Schatten werfen kann. Nüchtern schätzt er 
ein, daß die russischen Demokratiebestrebungen der neunziger 
Jahre vorerst gescheitert sind. Wörtlich sagte er: «In den Augen 
der Russen ist Demokratie gleichbedeutend mit Destabilisie­

rung, Verbrechenszunahme und Oligarchie. Leider, die Jahre 
1991­1999 brachten Millionen Russen außer Meinungsfreiheit, 
Freiheitsrechte und Öffnung zur Welt Verarmung und eine unge­

wisse Zukunft. Putin traf eine Entscheidung: Er zentralisierte den 
Staat, beschränkte die Demokratie, aber auf seine Art stabilisier­

te er Rußland ... Demokratie und Rechtstaatlichkeit in Rußland 
sind zwar Desiderate, doch sie müssen das Resultat einer inneren 
Entwicklung sein.»3 Diese nüchterne Lagebeurteilung dürfte Da­

niel Rotfeld die Verhandlungen mit der russischen Seite erleich­

tern. Ob sie erfolgreich sein werden, wird sich zeigen. Doch der 
Versuch ist es wert. 
Hundert Tage sind eine zu kurze Zeit, um über Erfolg oder Miß­

erfolg einer Regierung urteilen zu können. Dennoch ist im Falle 
der polnischen Koalitionsregierung ein vorsichtiger Optimismus 
berechtigt. Sie scheint stabil zu sein, ihre Mehrheit im Sejm ist 
ausreichend, die Umfrageergebnisse für Donald Tusk sind wei­

terhin gut. Erste von der Regierung unternommene Schritte wei­

sen in die richtige Richtung. Die neue Regierung wird gewiß im 
In­ und Ausland für weniger Schlagzeilen sorgen als ihre Vorgän­

gerin. Das kann für Polen nur gut sein, wenngleich dies zu einem 
nachlassenden Interesse an Polen führen könnte. 

Theo Mechtenberg, Bad Oeynhausen 

3 Jesteśmy sobie potrzebni (Wir brauchen einander),Tygodnik Powszechny 
51/52 v. 23./30.12.2007. 

Die endgültige Entscheidung nicht zu entscheiden 
Was die Apostolische Signatur zur Aufhebung des Diözesanrates von Regensburg beschlossen hat 

Seit Februar 2008 ist in einer Pressemitteilung auf der Homepage 
des Bistums Regensburg zu lesen: «... Das abschließende Dekret 
der Apostolischen Signatur macht allen Gegnern der Regens­

burger Rätereform deutlich, dass die Neuordnung der Pastoral­

und Laiengremien im Bistum Regensburg <bei der Entscheidung 
selbst wie auch im Vorgehen> rechtmäßig war und damit voll und 
ganz mit den Anforderungen der Ekklesiologie des II. Vatikani­

schen Konzils und den Bestimmungen des Kirchenrechts (Codex 
Iuris Canonici von 1983) übereinstimmt. Das Laienapostolat in 
den Gremien und im Engagement unzähliger Ehrenamtlicher 
ist gerade im Bistum Regensburg von größter Bedeutung.»1 Mit 
dieser Meldung verbunden ist die Möglichkeit, sich dieses «ab­

schließende Dekret» im Original und in deutscher Übersetzung 
von der Homepage des Bistums herunterzuladen. 

Zur Erinnerung 

Seit knapp zwei Jahren steht die Eigenständigkeit des Diöze­

sanrates als Organ des Laienapostolates in Frage. Auslöser da­

für ist die Maßnahme des Bischofs von Regensburg gewesen, im 
Rahmen einer Rätereform im November 2005 per Dekret den in 

http://www.bistum­regensburg.de/borPage002761.asp. 

seinem Bistum existierenden Diözesanrat aufzuheben und an sei­

ne Stelle per Erlaß eines «Muster­Statuts» ein Diözesankomitee 
als Vertretungsorgan der diözesanen Verbände und geistlichen 
Gemeinschaften zu setzen. Damit hat das organisierte Laienapo­

stolat in der Diözese Regensburg eine veränderte Rechtsgrund­

lage und Zusammensetzung erhalten: 
Veränderte Rechtsgrundlage: Das Diözesankomitee von Regens­

burg ist ein vom Bischof eingesetztes Gremium. Die Einsetzung 
ist durch das bischöflich vorgelegte «Muster­Statut für das Diö­

zesankomitee im Bistum Regensburg» erfolgt. Denn dieses «Mu­

ster­Statut» ist nicht nur so etwas wie ein (rechtlich unverbindli­

cher) «Vorschlag» von Seiten des Bischofs für ein entstehendes 
Gremium gewesen, wie das Begriffselement «Muster» assoziie­

ren läßt, sondern dem zweiten Begriffselement entsprechend der 
(rechtsverbindliche) Erlaß eines «Statuts», mit dem vom Bischof 
ein bestimmtes Gremium geschaffen und dessen Struktur und 
Arbeitsweise festgelegt worden ist. Das geht zum einen aus der 
Schlußbestimmung dieses «Muster­Statuts» hervor, die unmiß­

verständlich festlegt: «Das vorliegende Statut tritt mit Wirkung 
vom 27. November, dem ersten Adventssonntag im Jahr 2005, in 
Kraft.» 
Und zum zweiten aus der Regelung, daß jede Änderung der Zu­

stimmung des'Diözesanbischofs bedarf: «Die Vollversammlung 
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kann mit einer %­Mehrheit der stimmberechtigten Anwesenden 
eine Änderung dieses Statuts beschließen. Zu ihrer Wirksamkeit 
bedarf diese Änderung der Zustimmung des Diözesanbischofs.» 
(Art.VIII Muster­Statut)2 

Damit kommt dem Diözesankomitee von Regensburg eine 
andere Rechtsgrundlage zu als einem Diözesanrat. Während 
nämlich der Regensburger Diözesanrat wie jeder Diözesanrat 
ein vom Diözesanbischof anerkanntes Gremium des Laienapo­

stolates ist, handelt es sich beim Diözesankomitee von Regens­

burg um ein vom Diözesanbischof eingesetztes Gremium des 
Laienapostolates. Zwischen «Anerkennung» und «Einsetzung» 
besteht aber ein erheblicher rechtlicher Unterschied: Anerken­

nung setzt eine freie Selbstinitiative der Laien voraus und damit 
die Selbstkonstituierung des Gremiums, die mit dem bischöfli­

chen Anerkennungsakt eine Art Zertifizierung der rechtlichen 
Unbedenklichkeit bzw. Korrektheit erhält. Die Einsetzung eines 
Gremiums erfolgt dagegen aufgrund der Verordnung und nach 
den Vorstellungen der einsetzenden Person. Dementsprechend 
handelt ein anerkanntes Gremium kraft der Taufe in eigenem 
Namen und eigenverantwortlich, während ein eingesetztes Gre­

mium im Auftrag der und in Abhängigkeit von der einsetzenden 
Person handelt. Da das Diözesankomitee von Regensburg auf 
eine bischöfliche Anordnung hin und nach einem von ihm erlas­

senen Musterstatut eingerichtet worden ist, sind hier die Selbst­

konstituierung und die damit verbundene Eigenverantwortung 
des früheren Diözesanrates durch die Abhängigkeit vom Bischof 
ersetzt worden. 
Veränderte Zusammensetzung: Während der Diözesanrat in Re­

gensburg wie jeder Diözesanrat oder ihm analoge Gremien in der 
Mitgliedschaft durchweg aus drei Säulen besteht: 1. Vertretung 
aus den Verbänden und geistlichen Gemeinschaften, 2. Vertre­

tung aus der Pfarrei­ und Dekanatsebene, 3. Vertretung von Ein­

zelpersönlichkeiten aus Wissenschaft, Kirche und Gesellschaft, 
ist im Diözesankomitee von Regensburg nur die erste der drei 
Säulen vertreten: die Verbände und geistlichen Gemeinschaften, 

.und. zwar auch nurjene, die vom Diözesanbischof in­der .Muster­

satzung namentlich aufgezählt sind. Das­heißt, dem Diözesan­

komitee von Regensburg fehlen zwei Säulen; denn es gibt hier 
weder Vertreterinnen aus den kirchlichen Beratungsgremien der 
Dekanatsebene noch Einzelpersönlichkeiten aus Kirche und Ge­

sellschaft. 

Der Verlauf des hierarchischen Rekurses 

Prof. Dr. Johannes Grabmeier, (ehemaliges) Mitglied des Diöze­

sanrates von Regensburg, hat gegen die bischöfliche Rätereform 
rechtliche Beschwerde bzw. hierarchischen Rekurs (cc.1732­1739 
CIC/1983) eingelegt. Im Zentrum dieser Beschwerde stehen die 
Aufhebung des Diözesanrates und dessen Ersetzen durch das 
Diözesankomitee. Deshalb beziehen sich die folgenden Ausfüh­

rungen zum Beschwerdeverfahren ausschließlich auf die instanz­

lichen Bewertungen dieser beiden Rechtsakte. 
1. Phase: Der Beschwerdeführer hat den kirchenrechtlichen Vor­

gaben entsprechend zunächst beim Bischof von Regensburg be­

antragt, daß er seine ­ bereits vollzogene ­ Entscheidung, den 
Diözesanrat aufzuheben und an dessen Stelle ein Diözesankomi­

tee einzusetzen, zurücknimmt.3 

2. Phase: Diesem Antrag ist nicht stattgegeben worden; daher 
hat sich der Beschwerdeführer an die nächst höhere Instanz 
gewendet: an eine der Kongregationen der Römischen Kurie.4 

2 Die frühere Formulierung der Verfasserin, «daß die Vorlage eines <Mu­
ster>­Statutes kein Gesetzgebungsakt sein kann, sondern schon von der 
Wortbedeutung her ein Synonym für <Vorschlag> darstellt» (S. Demel, 
Roma locuta, causa infinita est! Rom hat gesprochen und die rechtliche 
Bewertung der Aufhebung des Diözesanrates von Regensburg ist nach wie 
vor offen, in: Orientierung 71 (2007), 90­93,92), ist in ihrem zweiten Satz­
teil mißverständlich. Sie ist durch die oben erfolgte Präzisierung überholt. 
3 http://www.wallner­schierling.de/canon215­regensburg/download/ein­
spruch­jg­dekrete­2005­ll­15.pdf. 
4 http://www.wallner­schierling.de/canon215­regensburg/download/be­
schwerde­kongregation­bischoefe­k.pdf. 

Offensichtlich wurde die Kleruskongregation für zuständig er­

klärt. Jedenfalls ist die Kleruskongregation binnen weniger Wo­

chen der Überprüfung im Marz 2006 zu dem Ergebnis gekom­

men, daß der Bischof von Regensburg sowohl in der Sache wie 
auch im Vorgehen (in decernendo et in procedendo) rechtlich zu­

lässig gehandelt hat.5 

In der von der Kleruskongregation vorgelegten Entscheidung 
samt Begründung werden die Klagepunkte, die der Beschwerde­

führer gegen die Rechtmäßigkeit der bischöflichen Entscheidung 
ins Feld geführt hat, an keiner Stelle erwähnt. Sie sind offensicht­

lich nicht in die Entscheidungsfindung einbezogen worden, sei 
es, daß sie insgesamt oder zum Teil als unzutreffend widerlegt, 
oder sei es, daß sie in bestimmten Aspekten als zutreffend bestä­

tigt worden wären. Stattdessen bietet das Dokument zahlreiche 
rechtliche Belege und kursorische Erläuterungen; diese können 
aber nicht den Anspruch eines rechtsrelevanten Nachweises des­

sen erfüllen, was die Kleruskongregation als Ergebnis formuliert 
und damit als ihren Beschluß gefaßt hat. 
3. Phase: Da die Kleruskongregation die erste Instanz des hier­

archischen Rekurses war, ist der Beschwerdeführer weiter an 
die zweite Instanz gegangen und hat sich an das oberste Verwal­

tungsgericht der katholischen Kirche, die Apostolische Signatur 
(c.1445 §2 CIC) gewandt. Dort werden alle Entscheidungen in den 
zwei Phasen des Vorverfahrens und Hauptverfahrens getroffen. 
Als Vorverfahren wird der Mehrheitsbeschluß des sog. Kongres­

ses (Entscheidung des Kardinal­Präfekten unter Mitwirkung von 
Sekretär, Kirchenanwalt, Kanzler) als Hauptverfahren der Mehr­

heitsbeschluß der sog. Plenária (Fünfer­Kollegium oder Vollver­

sammlung der Kardinal­Richter), bezeichnet. In der für den hier 
zu behandelnden Rekurs zuständigen Abteilung der Aposto­

lischen Signatur endet das Vorverfahren mit der Entscheidung 
des Kardinal­Präfekten, ob die Angelegenheit zum Hauptver­

fahren zuzulassen oder wegen offenkundiger Unbegründetheit 
abzulehnen ist. Gegen ein Ablehnungsdekret im Vorverfahren 
kann Einspruch zum Richterkollegium erhoben werden, dessen 
Entscheidung dann endgültig, d.h..durch kein Rechtsmittel mehr 

­anfechtbar ist. ■..■..;",..­..... 
Im Februar 2007 hat der Kongreß der Apostolischen Signatur 
entschieden, die Beschwerde nicht zum Hauptverfahren zuzulas­

sen.6 Als maßgeblicher Grund wurde angegeben, daß die Apo­

stolische Signatur für die eingereichte Beschwerde nicht zustän­

dig ist, da es sich bei der (gesamten) Rätereform des Bischofs 
von Regensburg um den Erlaß von Statuten handelt, Statuten 
gesetzesgleichen Charakter haben, die Überprüfung von Geset­

zen aber nicht in die Zuständigkeit der Apostolischen Signatur 
fällt, die nur über Verwaltungsmaßnahmen für den Einzelfall zu 
befinden hat.7 Speziell im Hinblick auf das Dekret zur Aufhebung 
des Regensburger Diözesanrates wird kein expliziter Grund für 
die Nichtzuständigkeit genannt; er muß offensichtlich von den 
Leserinnen des Dekrets aus der Nichtzuständigkeitserklärung 
selbst geschlußfolgert werden. Das aber erweist sich als recht­

lich schwierig. Denn selbst wenn man ­ wie der Kongreß ­ die 
Auffassung vertritt, daß das Erlassen von Statuten einen Gesetz­

gebungsakt darstellt, só kann die Aufhebung eines Gremiums auf 
keinen Fall als ein Statut und damit Gesetzgebungsakt, sondern 
muß als ein Verwaltungsakt, und zwar als ein Verwaltungsakt für 
den Einzelfall, verstanden werden. Allerdings erweckt die vom 
Kongreß ­ allgemein und ohne jegliche Erläuterung ­ getroffe­

ne Feststellung, «dass Statuten kein Einzelverwaltungsakt sind» 
(Dekret des Kongresses, Buchstabe a, erster Spiegelstrich) den 
Eindruck, daß der Kongreß schlicht und ergreifend die Tatsache 
übergangen hat, daß das Aufhebungsdekret einer eigenen recht­

lichen Würdigung bedurft hätte, weil ihm das Alleinstellungs­

merkmal zukommt, gerade nicht ­ wie die anderen Erlasse des 
Bischofs im Rahmen der Rätereform ­ ein Statutenerlaß zu sein, 

5 http://www.bistum­regensburg.de/download/bormedia0308705.pdf. 
6 http://www.bistum­regensburg.de/default.asp?op=show&id=2554 
7 Vgl. zu diesem Dekret des Kongresses: S. Demel, Roma locuta, causa in­
finita est (vgl. Anm. 2), 90­93. 
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dementsprechend auch weder im Titel den Begriff «Statut» führt 
noch irgendeine statutenähnliche Vorschrift enthält. 
4. Phase: Die Entscheidung des Kongresses, die von Johannes 
Grabmeier eingelegte Beschwerde weder ganz noch in einzelnen 
Aspekten zum Hauptverfahren, also zur Verhandlung vor den 
Richtern der Plenária zuzulassen, war der vorletzte Schritt des 
hierarchischen Rekurses. Ihm konnte noch als letzte Etappe der 
Einspruch zum Richterkollegium gegen die Entscheidung der 
Nichtzulassung zum Hauptverfahren folgen. Offensichtlich ist 
der Beschwerdeführer den Rechtsweg des hierarchischen Rekur­
ses bis zu diesem Endpunkt gegangen. Andernfalls hätte die Pres­
sestelle der Regensburger Diözese nicht im Februar 2008 ver­
künden können: «Mit Beschluss vom 14. November 2007, der als 
obschließendes Dekret> am 26. Januar 2008 ausgefertigt wurde, 
hat das Oberste Gericht der Kirche, die Apostolische Signatur, 
im Beschwerdeverfahren von Johannes Grabmeier gegen die Re­
gensburger Rätereform eine endgültige Entscheidung getroffen 
und dessen Beschwerde erneut zurückgewiesen. ...»8 

Das abschließende Dekret 

Die Argumentationsführung dieses «abschließenden Dekrets»9 

des Richterkollegiums der Apostolischen Signatur ist nicht ein­
fach nachzuvollziehen. Das liegt zum einen an der Länge dieses 
Dekrets, zum anderen an der Verquickung der Zusammenhänge. 
Die Kernaussage lautet: Die Entscheidung des Kongresses ist 
rechtmäßig und bedarf keiner Revision. Der Mehrheitsbeschluß 
des Kongresses, die eingelegte Beschwerde hinsichtlich der Rä­
tereform im Bistum Regensburg weder als Ganzes noch in Teilen 
zum Hauptverfahren in der Apostolischen Signatur zuzulassen, 
wird also vom Richterkollegium der Apostolischen Signatur be­
stätigt. Das bedeutet, daß eine Auseinandersetzung mit der Be­
schwerde in der Plenária der Apostolischen Signatur definitiv nicht 
stattfinden wird. Als entscheidender Grund für das Nichtzulas-
sen der Beschwerde zum Hauptverfahren wird die Nichtzustän­
digkeit der Apostolischen Signatur geltend gemacht. Und diese 
Nichtzuständigkeit wird wiederum - wie schon vom Kongreß 
- damit begründet, daß es sich bei der Rätereform im Bistum 
Regensburg um bischöfliche Akte, nämlich um den Erlaß von 
Statuten, gehandelt hat, die wie Gesetzgebungsakte zu bewerten 
sind und daher der Beurteilung der Apostolischen Signatur we­
gen Nichtzuständigkeit entzogen sind. 
Dieser Beschluß, das Dekret des Kongresses über die Nichtzu­
ständigkeit der Apostolischen Signatur zu bestätigen, wird in 
den Nr. 1-5 des «abschließenden Dekrets» dargelegt. Somit hätte 
das «abschließende Dekret» bereits hier nach der Hälfte der Ge­
samtlänge des Schreibens enden können. Doch wie bereits der 
Kongreß im Vorverfahren, so fügt auch das Richterkollegium 
im Anschluß an diese Erklärung der Nichtzuständigkeit etliche 
mehr oder weniger relevante Erläuterungen inhaltlicher Art an. 
Die maßgebliche Aussage im Hinblick auf den Diözesanrat und 
das Diözesankomitee von Regensburg ist die Feststellung, daß 
der Diözesanrat von Regensburg Kompetenzen des Diözesan-
pastoralrates innehatte, weshalb es - der Instruktion «Ecclesiae 
de mysterio» entsprechend - notwendig war, daß der Bischof 
von Regensburg den Diözesanrat aufgehoben und an dessen 
Stelle zwei getrennte Gremien: das Diözesankomitee und den 
Diözesanpastoralrat eingerichtet hat (Dekret des Richterkol­
legiums, Nr. 12, 2. Absatz). Das hatte bereits in ähnlicher Form 
der Kongreß dargelegt (Dekret des Kongresses, Buchstabe c, 2. 
Spiegelstrich). Überhaupt werden viele Ausführungen des Kon­
gresses nochmals aufgegriffen und breiter dargelegt, ohne we­
sentlich neue Aspekte zu thematisieren. Um Wiederholungen 
zu vermeiden, wird daher auf eine detaillierte Kommentierung 
des «abschließenden Dekrets» verzichtet; die Kritikpunkte am 

Dekret des Kongresses10 sind im Wesentlichen auch auf das 
Dekret des Richterkollegiums zu übertragen. In vier Aspekten 
weicht das Richterkollegium allerdings von den Ausführungen 
des Kongresses ab. 

Der Diözesanrat als vereinsrechtliches Organ 

Erstens ordnet das Richterkollegium den Diözesanrat ausschließ­
lich der kirchlichen Vereinsebene zu und grenzt ihn klar von den 
Räten der Verfassungsebene ab (Dekret des Richterkollegiums, 
Nr.8, 2. Absatz); der Kongreß hatte dagegen diese Frage der 
rechtlichen Zuordnung des Diözesanrates zur vereins- und/oder 
verfassungsrechtlichen Ebene gänzlich offengelassen. In diesem 
Zusammenhang wird vom Richterkollegium zu Recht auf das 
Grundrecht der Vereinsfreiheit gemäß c.215 CIC verwiesen. Das 
Element des bischöflichen Anerkennungsakts wird allerdings 
rechtlich überbewertet; er wird nämlich zu unvermittelt und 
daher auch unzutreffend als rechtlicher .Überführungsakt des 
freien Zusammenschlusses «Diözesanrat» gemäß c.215 CIC in 
den Rechtsstatus des privat kanonischen Vereins «Diözesanrat» 
gemäß C.299 §3 CIC ausgelegt.11 Doch nicht jede Form eines bi­
schöflichen Anerkennungsakts, auf den sich ein kirchlicher Ver­
ein freiwillig festlegt, kann einfach mit der für den Rechtsstatus 
eines privat kanonischen Vereins notwendigen Anerkennung des 
Bischofs als zuständige kirchliche Autorität gleichgesetzt wer­
den. Dazu bedarf es zumindest einer expliziten Willensäußerung 
des Vereins zusammen mit der bischöflichen Anerkennung, den 
Rechtsstatus eines privat kanonischen Vereins erwerben zu wol­
len bzw. einer entsprechenden Festlegung in der Vereinssatzung. 
In diesem Sinn hat auch die Deutsche Bischofskonferenz 1993 
in den «Kriterien für die kirchenamtliche Genehmigung und 
Satzungsänderungen von katholischen Vereinigungen» festge­
legt: «... 2. Bei Neugründungen katholischer Vereinigungen oder 
bei Satzungsänderungen ist zu klären, welche kirchenrechtliche 
Form angesichts der eigenen Vorgehensweise und Ziele der Ver­
einigung am meisten angemessen ist. Die schließlich gewählte 
Rechtsform ist inder Satzung festzulegen.Für eine nicht kanoni­
sche Vereinigung ist die Mitwirkung der kirchlichen Autorität nur 
dann erforderlich, wenn die Vereinigung kraft ihrer Satzung eine 
besondere Verbindung mit der kirchlichen Autorität vorsieht. 
Für die in kanonischen Formen zu bildenden Vereinigungen (cc. 
298-329 CIC) müssen die Satzungen der zuständigen kirchlichen 
Autorität zu der vom Recht jeweils geforderten Überprüfung 
(c.299 §3 CIC) oder Billigung (c.322 §2 CIC) oder Genehmigung 
(c.314 CIC) vorgelegt werden.»12 

Anders gesagt: Die Mitwirkungsformen des Diözesanbischofs 
bei der Satzung des Diözesanrates wie auch bei der Bestellung 
des Vorsitzenden könnten durchaus als Überprüfung im Sinne 
des c.299 §3 CIC gedeutet sowie der «Bischöfliche Beauftragte» 
als «geistlicher Berater» des c.324 §2 CIC betrachtet werden, so 
daß dem Diözesanrat nicht mehr nur ein kirchlicher (aber nicht 
kanonischer), sondern ein (kirchlicher) privat kanonischer Ver-
eihsstatus zukäme. Für diese Klassifizierung wäre aber in den 
Satzungen ein expliziter Anhaltspunkt dafür notwendig, daß der 
jeweilige Diözesanrat die bischöfliche Mitwirkung als Überprü­
fung zur Gründung oder Einstufung als kirchlich privat-kanoni­
scher Verein (mit oder ohne Rechtsfähigkeit) versteht. Da aber 
in keiner Satzung eines Diözesanrates ein Wille erkennbar ist, 

8 http://www.bistum-regensburg.de/ borPage002761.asp (Hervorhebungen 
von Verfin). 
9 http://www.bistum-regensburg.de/download/borMedia0596205.PDF. 
10 Vgl. dazu S. Demel, Roma locuta, causa infinita est (vgl. Anm. 2), 91-93. 

11 Der CIC/1983 kennt vier Formen kirchlicher Vereine, die sich durch den 
Grad ihrer Autonomie im Hinblick auf die kirchliche Autorität unterschei­
den: 1. freier Zusammenschluß mit kirchlicher Zielsetzung bzw. nicht-ka­
nonischer Verein - 2. privater kanonischer Verein ohne Rechtsfähigkeit - 3. 
privater kanonischer Verein mit Rechtsfähigkeit - 4. öffentlich kanonischer 
Verein. Die meisten Verbände und Vereine der katholischen Kirche sind 
so organisiert, daß sie nach weltlichem Recht ein «eingetragener Verein» 
(e.V.) sind, nach kirchlichem Recht ein sog. freier Zusammenschluß von 
Katholikinnen mit kirchlicher Zielsetzung (Caritas, Frömmigkeit und/oder 
Förderung der christlichen Berufung in der Welt) gemäß c.215 CIC/1983, 
also als kirchlicher, aber nicht-kanonischer Verein, dem in der Kirche das 
größtmögliche Ausmaß an Autonomie zukommt. 
,2AfkKR 162 (1993), 507-510, 507f. (Hervorhebungen von Verf.in). 
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den Rechtsstatus eines kirchlich kanonischen Vereins erwerben zu 
wollen, ist davon auszugehen, daß der Diözesanrat die allgemein­
ste Form eines kirchlichen Vereins bildet, nämlich den freien Zu­
sammenschluß gemäß c.215 CIC, dem im Vergleich zu den ande­
ren kirchlichen Vereinsformen die größte Freiheit hinsichtlich der 
Gestaltung der Vereinsstruktur und des Vereinslebens zukommt. 

Bischöfliche «Leitung» aller Werke des Apostolates 

Zweitens wird eine neue Gesetzesbestimmung in die Argumen­
tation eingefügt. Es wird ausdrücklich auf die in c.394 CIC nor­
mierte Pflicht des Bischofs zur moderierenden Koordination 
aller Werke des Apostolates in der Diözese hingewiesen, indem 
der zweite Satzteil des §1 des c.394 CIC zitiert wird, der in der 
deutschen Übersetzung wie folgt wiedergegeben wird: 
«Ihm [sc. dem Diözesanbischof] kommt es auch zu, die verschie­
denen Weisen des Apostolates in der Diözese zu fördern und da­
für Sorge zu tragen, <dass in der ganzen^Diözese, bzw. in ihren 
einzelnen Bezirken, alle Werke des Apostolates unter Beachtung 
ihres je eigenen Charakters unter seiner Leitung koordiniert wer-
den> (can.394 §1)» (Dekret des^Richterkollegiums, Nr. 8, 2. Ab­
satz, Hervorhebung von Verfein). 
Der Ausdruck «unter seiner Leitung» kann leicht mißverstanden 
werden. Denn der hierfür im lateinischen Text des Canons ver­
wendete Begriff «moderamen» (nicht «regimen», wie ursprüng­
lich vorgesehen) meint nicht Leitung im engen Sinn von bischöfli­
chen Anordnungen,sondern im weiteren Sinn von moderierendem 
Handeln des Bischofs «als desjenigen, der aufgrund seiner Ver­
antwortung für die gesamte Diözese und auch aufgrund seines 
Überblicks über die diözesane Situation dafür zuständig ist, die 
Werke/des Apostolates ordnend (co-ordinare!) miteinander zu 
vernetzen».13 In die gleiche Richtung weist auch der Einschub 
«unter Beachtung ihres je eigenen Charakters [sc. der verschiede­
nen Werke des Apostolates].» Wie die Entstehungsgeschichte des 
c.394 CIC belegt, soll diese Betonung der Eigenständigkeit der 
einzelnen Werke des Apostolates sicherstellen, «dass durch- das 
koordinierende Handeln des Bischofs die Rechte der betroffe­
nen Personen nicht beschnitten werden . . . . Insbesondere wird 
durch den Einschub klargestellt, dass die Befugnisse des Bischofs 
durch den Auftrag zur Koordination der Werke des Apostolates 
nicht über die an anderen Stellen vorgesehenen Rechte hinaus 
ausgedehnt werden.»14 Doch der Kontext, in den das Richterkol­
legium die Bezugnahme auf c.394 CIC gestellt hat, bildet einen 
Nährboden dafür, die bischöfliche «Leitung» der Werke des Apo­
stolates fehl zu interpretieren. Denn sowohl unmittelbar vorher 
als auch direkt im Anschluß daran ist von bischöflichen Rechten 
der direkten Einflußnahme bei kanonischen Vereinen die Rede. 
Dadurch wird der Eindruck vermittelt, daß der Diözesanrat auf 
jeden Fall als ein kanonischer Vereinstyp einzustufen sei, nämlich 
entweder gemäß c.299 §3 CIC als ein privat kanonischer oder 
gemäß C.301 §1 CIC als ein öffentlich kanonischer Verein, wes­
halb es auch dem Bischof aufgrund seiner Pflicht zur «Leitung» 
gemäß c.394 CIC selbstverständlich zukomme, Anordnungen 
hinsichtlich des Diözesanrates zu verfügen. Tatsache ist aber, daß 
es keinen einzigen Diözesanrat gibt, der nach Ausweis seiner Sat­
zung entweder als privat kanonischer oder gar als öffentlich ka­
nonischer Verein einzuordnen ist, so daß jeder Diözesanbischof 
die «Leitung» der Werke des Apostolates gemäß c.394 CIC so 
wahrnehmen muß, daß die - gemäß des gleichen Canons, gefor­
derte - Beachtung des «eigenen Charakters» des Diözesanrates 
als freier Zusammenschluß nach c.215 CIC gewährleistet ist. 

Vorschlagscharakter des Musterstatuts 

Drittens wird das Muster-Statut für das Diözesankomitee nicht 
wie ein «normales» Statut gemäß c.94 CIC bewertet, sondern 

rechtlich zu einem Dokument mit Vorschlagscharakter ab­
gewertet (Dekret des Richterkollegiums, Nr. 12, 2. Absatz) 
- widersprüchlich dazu ist allerdings die Ausdrucksweise des 
Richterkollegiums an anderer Stelle, wonach der «Hwst. Herr 
Diözesanbischof von Regensburg ... [das] Diözesankomitee 
neu errichtet [hat; Hervorhebung von Verf.in]» (ebd., Nr. 1,1. 
Absatz). Mit dieser Akzentsetzung auf das Substantiv «Mu­
ster» schließt sich das Richterkollegium nicht der diesbezüglich 
vorgenommenen Korrektur des Kongresses an der Kleruskon­
gregation an, sondern übergeht diese Korrektur und nimmt die 
gleiche rechtliche Bewertung des Muster-Statuts vor wie die 
Kleruskongregation.15 

Anordnungen der Würzburger Synode als Gesetze 

Viertens geht das Richterkollegium relativ ausführlich auf den 
Rechtscharakter der Beschlüsse der Würzburger Synode ein, 
während der Kongreß dazu geschwiegen hatte. Die als «Anord­
nung» getroffenen und in den Diözesen veröffentlichten Be­
schlüsse der Würzburger Synode werden klar als - nach wie vor 
geltende - partikulare Gesetze qualifiziert und mit dem Hinweis 
verbunden, daß sie «nicht auf ewig unabänderlich [sind], freilich 
immer bei Wahrung göttlichen Rechts. Nachdem bereits mehr 
als 30 Jahre seit Abschluss der Synode vergangen sind, können 
Verbesserungen den Hwst. Herren Bischöfen in den einzelnen 
Diözesen immer notwendig erscheinen» (Dekret des Richterkol­
legiums, Nr. 9f.). 
Mit diesen Ausführungen ist die rechtlich unzutreffende Feststel­
lung der Kleruskongregation korrigiert, in der sie die Behaup­
tung aufgestellt hatte, daß alle Beschlüsse der Würzburger Syn­
ode durch die Promulgation des CIC/1983 aufgehoben seien.16 

Fazit: Verkennen der eigentlichen Problematik 

Insgesamt gesehen kann die rechtliche Bewertung des «abschlie­
ßenden Dekrets» des Richterkollegiums der Apostolischen Si­
gnatur in der Feststellung zusammengefaßt werden: Wie schon 
der Kongreß so hat auch das Richterkollegium hinsichtlich der 
Aufhebung des Diözesanrates eine Entscheidung getroffen, die 
rechtlich problematisch ist. Denn erstens ist zumindest die Auf­
hebung des satzungsgemäß gebildeten, also des konkret beste­
henden Diözesanrates von Regensburg, kein Gesetzgebungsakt, 
sondern ein Verwaltungsakt für den Einzelfall gewesen, so daß 
für dessen rechtliche Bewertung hinsichtlich der Rechtmäßig­
keit oder Rechtswidrigkeit die Apostolische Signatur sehr wohl 
zuständig gewesen wäre. Zweitens hat sich der Diözesanrat von 
Regensburg weder als gänzlicher noch als teilweiser Ersatz für 
den Diözesanpastoralrat verstanden. Dafür gibt es in der Satzung 
von 200117 keinerlei Anhaltspunkte. Vielmehr weist die Auf gaben­
umschreibung in Art. I (1) b der Satzung von 2001 «Anregungen 
an den Priesterrat und, falls dieser eingerichtet ist, den Diözesan­
pastoralrat in diesen Fragen zu geben, sowie den Bischof, die Diö-
zesanverwaltung und ggf. den Diözesanpastoralrat zu beraten» 

13 G. Bier, Förderung des Apostolats, in: MKCIC 394/4, Rdn.5 (30.Erg, 
Lfg., Dezember 1998). 
i4 Ebd. 

15 Die Kleruskongregation hat in ihrem Schreiben erklärt: «Der Bischof 
hat lediglich ein Muster-Statut für dieses Organ vorgeschlagen. Das Recht 
der Gläubigen, Vereinigungen für Zwecke der Caritas oder der Fröm­
migkeit oder zur Förderung der christlichen Berufung in der Welt frei zu 
gründen und zu leiten und Versammlungen abzuhalten,-um diesen Zweck 
gemeinsam zu verfolgen, wurde gewahrt (can. 215 CIC)» (Dekret der Kle­
ruskongregation, Absatz: «In rechtlicher Hinsicht ist festzustellen»,4. Spie­
gelstrich). Der Kongreß hat dagegen die Auffassung vertreten, daß das Mu­
ster-Statut für das Diözesankomitee wie alle anderen Statuten zu bewerten 
ist, also gemäß c.94 §3. Das ergibt sich aus der Feststellung des Kongres­
ses, daß «die Vorlage der Frage einer Rechtmäßigkeit der Errichtung des 
Diözesankomitees im Grunde eine Vorlage der Frage der Rechtmäßigkeit 
von Statuten ist, welche jedoch außerhalb der festgelegten Kompetenz des 
Obersten Gerichts liegt (Dekret des Kongresses, Buchstabe d, 2. Spiegel­
strich).» Das Substantiv «Muster» hat demnach rechtlich keine Auswir­
kungen, so daß dem «Muster-Statut» innerhalb der Rechtsfigur «Statut» 
keine Sonderrolle zukommt. 
16 Vgl. dazu S. Demel, Roma locuta, causa infinita est (vgl. Anm. 2), 92. 
17 Abgedruckt in: Abi Regensburg (2001), Nr.16,184-190. 
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in die entgegengesetzte Richtung einer klaren Grenzziehung zu 
den Kompetenzen des Diözesanpastoralrates. Selbst wenn der 
Diözesanrat von Regensburg entgegen seiner Satzung faktisch 
Kompetenzen des Diözesanpastoralrates wahrgenommen haben 
sollte, so rechtfertigt das nicht die Aufhebung des gesamten Gre­
miums, sondern lediglich den Entzug der ihm nicht zustehenden 
Kompetenzen. Drittens hat das Richterkollegium der Aposto­
lischen Signatur hinsichtlich des Diözesankomitees eine wider­
sprüchliche Auffassung vertreten. Ist zunächst die Rede davon, 
daß der Regensburger Bischof «das diözesane Komitee zur Ko­
ordinierung des Laienapostolates namens Diözesankomitee neu 
errichtet [hat]» (Dekret des Richterkollegiums, Nr.l), so wird an 
späterer Stelle darauf hingewiesen, daß der Bischof «lediglich ein 
so genanntes <Musterstatut> vorgeschlagen [hat],das ... dann von 
diesem [sc. Diözesankomitee] selbst beschlossen [wurde]» (ebd., 
Nr.6). 

Keine Entscheidung zur Hauptsache 

Ein Gesamtfazit über den letzten Schritt dieses hierarchischen 
Rekurses, der bis vor den Kongreß und das Richterkollegium 
des obersten Verwaltungsgerichtes der katholischen Kirche 
geführt hat, fällt sehr ernüchternd aus: Nachdem die Aposto­
lische Signatur definitiv entschieden hat, daß die Behandlung 
der Beschwerde nicht in ihren Zuständigkeitsbereich fällt, (De­
kret des Richterkollegiums, Nr.3 und Nr.5), hat sie das Urteil 
getroffen, daß innerhalb des Bereiches, der in ihre Zuständig­
keit fällt, keine Gesetzesverletzung von Seiten des Bischofs 
erwiesen ist (ebd., Nr. 17). Anders gesagt: Da die Apostolische 
Signatur nur für Verwaltungsakte im Einzelfall zuständig ist, die 
Apostolische Signatur im Rahmen der Rätereform des Bischofs 
aber keinen einzigen Verwaltungsakt im Einzelfall als gegeben 
sieht, stellt sie fest, daß der Bischof keinen Verwaltungsakt im 
Einzelfall gesetzt hat, mit dem er ein Gesetz verletzt hat. Alles 
andere steht ihr zur rechtlichen Bewertung nicht zu. Im Wort­
laut der Apostolischen Signatur formuliert: «Von daher ist zum 
Schluß zu kommen, daß, soweit es dem Obersten Gericht zu­
steht, darüber zu befinden, eine Gesetzesverletzung im vorlie­
genden Falle nicht erwiesen ist, sei es in decernendo wie auch 
in procedendo (bei der Entscheidung selbst wie auch im Vorge­
hen)» (ebd., Nr. 17). Bei einer so verklausulierten Sprache sind 
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Mißverständnisse und fragwürdige Schlußfolgerungen die nahe 
liegende Konsequenz. 
Tatsache ist: Zu der rechtlichen Bewertung, daß die Aufhebung 
des Diözesanrates von Regensburg eine rechtswidrige Verwal­
tungsmaßnahme für den Einzelfall gewesen ist, ist bisher von 
keiner übergeordneten Instanz Stellung bezogen worden; sie ist 
also weiterhin weder widerlegt noch bestätigt worden, sondern 
überhaupt nicht betrachtet worden. Denn sowohl die Kleruskon­
gregation als auch der Kongreß und das Richterkollegium der 
Apostolischen Signatur haben es offensichtlich versäumt, die 
Sonderstellung des Aufhebungsdekrets innerhalb der bischöfli­
chen Rätereform bei ihrer rechtlichen Würdigung zu beachten. 
Alle drei Instanzen konzentrieren sich fast ausschließlich auf 
die vom Bischof erlassenen Statuten, deren Rechtsgrundlagen, 
Rechtsauswirkungen und Rechtscharakter ausführlich dargelegt 
werden. Doch das bischöfliche Dekret zur Aufhebung des Diö­
zesanrates von Regensburg enthält keine einzige Statutenrege­
lung und kann somit auch nicht als Erlaß eines Statuts eingestuft 
werden. Deshalb kann auf dieses Aufhebungsdekret auch nicht 
die allgemein getroffene Feststellung der Apostolischen Signa­
tur zutreffen, für die rechtliche Überprüfung von Statuten als 
gesetzgebungsgleiche Akte nicht zuständig zu sein. Das Aufhe­
bungsdekret ist kein Statut, sondern eine Verwaltungsmaßnahme 
für den Einzelfall, für deren rechtliche Überprüfung im Vorgehen 
und bei der Entscheidung (in procedendo et in decernendo) die 
Apostolische Signatur sehr wohl zuständig gewesen wäre. Mit dem 
«abschließenden Dekret» ist allerdings diese gerichtliche Über­
prüfung endgültig unmöglich gemacht worden. 
Mit der eben dargelegten Nichtentscheidung in der rechtlichen 
Bewertung der Aufhebung des Diözesanrates von Regensburg 
steht auch die rechtliche Bewertung des Muster-Statuts für das 
Regensburger Diözesankomitee nach wie vor offen im Raum 
der Kirche. Die Kleruskongregation hat diesem Muster-Statut le­
diglich den Rechtscharakter eines Vorschlags zugesprochen, der 
Kongreß hat es dagegen als ein Statut eingestuft, während das 
Richterkollegium wiederum den Vorschlagscharakter hervor­
gehoben hat. Diese unterschiedliche Bewertung hängt mit der 
isolierten Betrachtung des Muster-Statuts zusammen, was wie­
derum eine Auswirkung dessen ist, daß die rechtliche Bedeutung 
des Dekrets zur Aufhebung des Regensburger Diözesanrates bei 
der Überprüfung von den genannten Instanzen übergangen wor­
den ist. 
Das Muster-Statut für das Diözesankomitee im Bistum Regens­
burg kann nur im Kontext der Aufhebung des Regensburger Diö­
zesanrates beurteilt werden, da ja das Regensburger Diözesanko­
mitee als Ersatz bzw. Nachfolgegremium des Diözesanrates im 
Bistum Regensburg konzipiert ist. Solange jedoch der Rechtsakt 
der Aufhebung des Diözesanrates in seiner Eigenart als Verwal­
tungsmaßnahme für den Einzelfall gerichtlich nicht überprüft ist, 
kann auch der Rechtscharakter des bischöflichen Erlasses eines 
Muster-Statuts für das Diözesankomitee gerichtlich nicht über­
prüft werden. Denn das Aufheben des Diözesanrates von Re­
gensburg und Erlassen des Muster-Statuts für das Regensburger 
Diözesankomitee können rechtlich nicht voneinander getrennt 
werden. Doch auch hier sind weitere Schritte einer rechtlichen 
Klarstellung oder Korrektur durch das «abschließende Dekret» 
ausgeschlossen. 
Das Dekret des Richterkollegiums hat somit den seufzenden 
Schlußkommentar zum Dekret des Kongresses alles andere als 
hinfällig gemacht; im Gegenteil, es gibt allen Anlaß, diesen, mit 
Nachdruck zu wiederholen: Schade, daß die Apostolische Signa­
tur weder durch den Kongreß noch durch das Richterkollegium 
die Gelegenheit genutzt hat, in einer entscheidenden Frage für die 
Laien im Bereich der deutschen Bischofskonferenz Rechtsklar­
heit und Rechtssicherheit zu schaffen! Das Vertrauen, daß auch 
und gerade der katholischen Kirche an einer guten Rechtskultur 
gelegen ist, wird damit jedenfalls nicht gestärkt - im Gegenteil, 
eher dem Vorurteil Nahrung gegeben, daß in der katholischen 
Kirche offensichtlich doch das als Recht ausgelegt wird, was ein 
Bischof will. Sabine Demel, Regensburg 
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